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Sehr geehrte Leserinnen, sehr geehrte Leser,

die Diskussion um Qualität 
in der medizinischen Ver-
sorgung hat mit Antritt der 
neuen Bundesregierung 
deutlich Auftrieb bekom-
men. Qualität soll künftig 
verstärkt zum Maßstab von 
Vergütung und Planung 
werden. Ein neues „Institut 
für Qualitätssicherung und 
Transparenz im Gesund-
heitswesen“ befindet sich 
in Gründung und soll dem 
Gemeinsamen Bundesaus-
schuss mit eigenen Daten 
zuarbeiten. 

Grundsätzlich begrüßen 
es die Hamburger Kran-
kenhäuser, wenn die me-
dizinische Qualität ver-
stärkt in den Fokus rückt, 
ihr eine größere Bedeu-
tung beigemessen wird. 
Wir haben uns schon seit 
vielen Jahren erfolgreich 
dem Qualitätswettbewerb 
gestellt und sind davon 

überzeugt, dass die Hamburger Kliniken im bundeswei-
ten Vergleich bereits jetzt gut dastehen.
 
Doch wie ist die von der Politik angekündigte, große 
Qualitätsoffensive zu bewerten, wenn zentrale Fragen 
nach der Finanzierung unbeantwortet bleiben? Quali-
tätsanforderungen sind berechtigt. Die Entwicklung von 

Qualitätsindikatoren zu beauftragen und höhere Anfor-
derungen zu definieren, ist sicherlich auch Aufgabe der 
Politik. Dann aber muss die Finanzierung der Kliniken 
so gestaltet werden, dass die geforderte Qualität auch 
erbracht werden kann. Anders formuliert: Die jahrzehn-
telange Unterfinanzierung der Krankenhäuser muss erst 
korrigiert werden, bevor neue Anforderungen diese Un-
terfinanzierung weiter verschärfen und der intendierte 
Qualitätsgewinn ausbleibt. So banal es klingt: Qualität 
hat ihren Preis. 

Eine gute Qualität im Krankenhaus gibt es nicht ohne 
gut qualifiziertes und hoch motiviertes Personal. Perso-
nalkosten sind aber die wesentlichen Kosten im Kranken-
haus. Daran zu sparen, ist kontraproduktiv. Das weiß im 
Grunde auch die Politik, aber sie handelt nicht entspre-
chend. Wir wissen, was wir unseren engagierten Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern angesichts der schwierigen 
Rahmenbedingungen verdanken. Unser großer Dank gilt 
unseren Beschäftigten in den Hamburger Krankenhäu-
sern für ihren täglichen Einsatz!

Wir wünschen Ihnen beim Lesen des Jahresberichts 2013 
interessante Erkenntnisse. 
 
Die Vorstandsvorsitzenden

Dr. Christoph Mahnke	 Prof. Dr. Fokko ter Haseborg

Dr. Christoph Mahnke

Prof. Dr. Fokko ter Haseborg
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Hier steht der Einleitungstext. Dies ist ein Blindtext. Er 
hat keinerlei inhaltliche Bedeutung und steht nur anstelle 
des eigentlichen Textes. Zur gleichen Zeit wie Fluxus ent-
standen in den klassischen typographischen Bereichen 
zunehmend Arbeiten mit experimentellem Charakter. 

Hier steht der Fließtext. Dazu trug der belanglos gewor-
dene, sachliche Stil bei, der die Notwendigkeit zu Inno-
vation durch Form immer mehr außer acht ließ. Die ersten 
theoretischen Arbeiten zur Gestaltung mit Computern er-
fuhren Aufmerksamkeit und Diskussion. 

Schrift und Typographie wurden durch die mathematisch-
exakten Werke der Informationstheorie (zum Beispiel von 
Max Bense, Abraham Moles und Kurd Alsleben) nicht 
mehr als traditions- und emotionsbelastete Medien be-
schrieben, sondern als „Zeichenvorrat“. Diese aufgeklär-
te Sicht ließ die junge Generation immer stärker Fragen 
stellen nach dem Warum von Dogmen. 

In der Literatur entstanden nun experimentelle Texte durch 
Permutation, Kombination oder Variation und diese wie-
derum führten zu einer angemessenen experimentellen 
Typographie.

Hier steht die Zwischenüberschrift
Bei den Arbeiten zur Visuellen Poesie entstanden Formen 
zwischen Text und Bild. Diese Arbeiten wurden schnell 
als Anregungen für die angewandte Typograpghie er-
kannt. 

Charakteristisch für alle Versuche war das Aufgeben der 
gewohnten waagerechten Zeilenanordnung, die jahrhun-
dertelang die Form der Wörter und Bücher bestimmte. Es 
waren interessante Fortsetzungen experimentelle Alpha-
bete der 20er und 30er Jahre.
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Liebe Leserin, lieber Leser,  

wir haben 2013 die Ver-
sorgung von Patientinnen 
und Patienten in Hambur-
ger Krankenhäusern weiter 
verbessert – durch Investi-
tionen in die Bausubstanz 
auf hohem Niveau und be-
darfsgerechte Weiterent-
wicklung der Versorgungs-
struktur.

Es wurde eine Reihe von neuen tagesklinischen, psychi-
atrischen und psychosomatischen Versorgungsangeboten 
geschaffen und der wichtige Bereich der frührehabilita-
tiven Angebote wurde ausgeweitet. Außerdem sind auch 
im Jahr 2013 wieder eine Vielzahl von Baumaßnahmen 
begonnen, fortgesetzt oder abgeschlossen worden, da 
die Stadt in großem Umfang Mittel für Investitionen in die 
Krankenhäuser zur Verfügung stellt.

Die bundesweite Diskussion wird derzeit vom Thema 
„Qualität im Krankenhaus“ beherrscht.

Eine große Herausforderung wird sein, die Qualität für 
Patientinnen und Patienten transparent und nachvollzieh-
bar zu machen. Die Hamburger Kliniken sind hier bereits 
auf einem guten Weg. Die gemeinsame Präsentation der 
Ergebnisqualität in der Schlaganfallversorgung und ihre 
Veröffentlichung im Hamburger Krankenhausspiegel zeigt, 
wie sich die Hamburger Krankenhäuser um Transparenz 
bemühen. Auch der erste gemeinsame Hygienebericht 
der Hamburger Kliniken, der unter anderem Auskunft über 
den Stand der Hygieneorganisation gibt, ist ein wichtiges  
Signal für gelebte Offenheit.

Qualität wird in Zukunft relevant für die Krankenhauspla-
nung und Vergütung sein. Gute Qualität soll sich für die 
Krankenhäuser lohnen. Dies werden wir auch bei der 
Novellierung des Hamburgischen Krankenhausgesetzes 
berücksichtigen.

Ein neues, unabhängiges Qualitätsinstitut, das kontinuier-
lich alle relevanten Daten auswertet und an Qualitätskri-
terien arbeitet, ist schon auf den Gesetzesweg gebracht 
worden. Die Qualität soll risikoadjustiert und anhand we-
sentlicher Indikatoren gemessen werden. 

Die im Koalitionsvertrag festgelegte Krankenhausreform 
soll bereits bis Ende 2014 durch eine Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe vorbereitet werden. Die Komplexität der in 
dieser Arbeitsgruppe zu erarbeitenden Eckpunkte – Inhalte 
der Qualität, der Planung, des Leistungsgeschehens und 
der Finanzierung – macht dieses Vorhaben zu einem ehr-
geizigen Ziel. Ich freue mich, diese Herausforderungen 
gemeinsam im konstruktiven Dialog mit allen Beteiligten 
anzugehen.

 

Cornelia Prüfer-Storcks
Präses der Behörde für Gesundheit  
und Verbraucherschutz
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Die Rahmenbedingungen der Krankenhäuser haben 
sich durch die neuen Entgeltsysteme erheblich verändert 
und es ist erkennbar, dass das Ende der Veränderungen 
noch nicht erreicht ist. Eine Reihe von Baustellen steht 
an, die zum einen von den Krankenhäusern politisch 
gefordert, zum anderen im Koalitionsvertrag von CDU /
CSU und SPD neu umrissen werden. Krankenhäuser in 
Metropolen drängen darauf, dass ihr besonderer Status 
in der Versorgungslandschaft in der Krankenhausfinan-
zierung besser abgebildet wird.

Krankenhausfinanzierung ist ein existentielles Thema und 
betrifft die Versorgungssicherheit der Bevölkerung mit 
Krankenhausleistungen. In Metropolen wie Hamburg trifft 
dies nicht nur für die Bevölkerung innerhalb der Stadt-
grenzen zu, sondern für die Menschen in einer gesamten 
Metropolregion. In Hamburgs Krankenhäusern kommt 
inzwischen jeder dritte Patient, jede dritte Patientin, aus 
dem näheren und ferneren Umland. Krankenhäuser brau-
chen deshalb dauerhaft verlässliche Regelungen, die 
eine solide Grundlage für den täglichen Betrieb geben. 
Für Metropolenkrankenhäuser sind die Umlandversor-
gung, überproportionales Wachstum und Spezialisierung 
die Themen, die derzeit in der Krankenhausfinanzierung 
nicht angemessen berücksichtigt werden. 

Dauerbaustelle zusätzliche Leistungen
Hamburg hat sich in den vergangenen Jahren durch ein 
stärkeres Leistungswachstum ausgezeichnet als andere 
Bundesländer. Das Wachstum hat sich zwar etwas abge-
schwächt, schreitet jedoch kontinuierlich fort. Dies spie-
gelt die qualifizierten und spezialisierten Angebote wider, 
welche Patienten über die Stadtgrenzen Hamburgs hi-
naus anziehen. Das Leistungswachstum zeigt auch, dass 
der intensive Wettbewerbsdruck, mit dem Hamburger 
Krankenhäuser untereinander umgehen, zu einer hohen 
Professionalisierung einhergehend mit einem hohen 
Qualitätsanspruch führt. Mehr Patienten orientieren sich 
in Richtung Metropole. Bedauerlicherweise wird diese 
Situation konterkariert durch Maßnahmen auf Bundes- 
ebene, die die Krankenhäuser in der Metropolregion be-
sonders treffen: Die mit dem Gesetz zur Einführung eines 

pauschalierenden Entgeltsystems für psychiatrische und 
psychosomatische Einrichtungen (PsychEntgG) getrof-
fenen Regelungen für die Finanzierung der Somatik blie-
ben unbefriedigend. Das PsychEntgG beendete zwar 
ab dem Jahr 2015 die Mehrleistungsabschläge, dafür 
wurden für das Jahr 2013 die Mehrleistungsabschläge 
auf zwei Jahre á 25 % ausgedehnt, faktisch also auf 50 % 
erhöht. Für die Mehrleistungsfinanzierung muss eine Folge-
regelung gefunden werden, die sowohl methodische 
Mängel, so die doppelte Degression, beseitigt als auch 
für leistungsstarke Krankenhäuser einer Metropolregion 
eine gerechtere Finanzierung zusätzlicher Krankenhaus-
leistungen zusichert. 

So könnten Mehrleistungen in elektive, also steuerbare, 
Leistungen und Notfallleistungen differenziert werden. 
Mehrleistungen im Notfallbereich müssten abschlagsfrei 
gestellt werden, da sie per definitionem unvermeidlich 
sind. Im elektiven Bereich kann ein Krankenhaus durch-
aus steuernd eingreifen. Das Thema Mehrleistungen muss 
sachlich und ernsthaft sowie um Qualität bemüht diskutiert 
werden. Auf Basis der Erfahrung mit täglich hunderten 
von Fällen ist sehr stark zu vermuten, dass es gute Grün-
de gibt, die zu einer steigenden Nachfrage von Kran-
kenhausbehandlungen führen. Demographie und medizi-
nischer Fortschritt, gerade bei spezialisierten Leistungen 
in einer Metropole, werden den Großteil des Wachstums 
erklären können. Hierzu könnte der Bericht zur Mengen-
entwicklung im stationären Bereich, den Krankenkassen 
und Krankenhäuser gemeinsam in Auftrag gegeben ha-
ben, mehr Fakten für eine sachlich fundierte Diskussion 
zum Thema Mengenentwicklung liefern. Mitte 2014 soll 
dieser erscheinen. Die derzeitigen Regelungen dienen 
einzig dem ordnungspolitischen Wunsch, einen Teil des 
demografischen Risikos auf die Leistungserbringer zu ver-
lagern und die Ausgaben der Kostenträger zu verringern.

Übergangslösung Versorgungszuschlag 
Mit dem Gesetz zur Beseitigung sozialer Überforderung 
bei Beitragsschulden in der Krankenversicherung hatte 
der Deutsche Bundestag im Juni 2013 Neuregelungen 
zu Krankenhaushilfen verabschiedet. Neben dem Ver-
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sorgungszuschlag und dem Tarifzuschlag wurde als wei-
tere Regelung ein Hygieneförderprogramm beschlossen. 
Krankenhäuser, die in den Jahren 2013 und 2014 zu-
sätzliche Leistungen vereinbaren, haben den Krankenkas-
sen weiterhin einen Mehrleistungsabschlag gutzubringen. 
Das Gesamtvolumen dieser Mehrleistungsabschläge soll 
jedoch über den so genannten Versorgungszuschlag auf 
alle Krankenhäuser umverteilt werden. Damit soll die 
zweifache Absenkung des Landesbasisfallwertes, die 
so genannte doppelte Degression, abgemildert werden. 
Neben dem Abschlag für zusätzliche Leistungen bei der 
Vereinbarung des Landesbasisfallwertes findet derzeit ein 
zweiter Abschlag auf der Ebene des Krankenhauses statt. 
Der Versorgungszuschlag wurde so ausgestaltet, dass ab 
August 2013 ein prozentualer Zuschlag zu den Entgelten 
aus DRG-Fallpauschalen in Höhe von 1 % abgerechnet 
werden konnte. Seit Januar 2014 beträgt der Versor-
gungszuschlag 0,8 % und wird nach dem Jahr 2014 
ersatzlos entfallen. Mit dem Versorgungszuschlag wurde 
zwar eine Erleichterung geschaffen, eine grundsätzliche 
Neuordnung der Degressionsvorschrift auf Landesebene 
aber vorerst weiter vermieden. Nach wie vor wirken sich 
Leistungssteigerungen einzelner Krankenhäuser im Lan-
desbasisfallwert absenkend auf alle Krankenhäuser aus. 
Die Krankenhäuser sprechen sich für eine Abschaffung 
dieser Regelung und stattdessen für eine verursacherge-
rechte Ausgestaltung auf der Ebene des einzelnen Kran-
kenhauses aus. 

Finanzierung der Personalkostensteigerung schwierig
Es ist eigentlich ganz einfach: Ohne Personal – kein 
Krankenhaus. Krankenhäuser müssen in der Lage sein 
und bleiben, das immer knapper werdende Fachper-
sonal zu binden. Deshalb müssen Krankenhäuser ihr 
Personal entsprechend der allgemeinen tariflichen Ent-
wicklung entlohnen können. Unentwegt an der Schraube 
der Arbeitsverdichtung zu drehen, hat seine Grenzen. 
Der chronischen Unterfinanzierung, bedingt durch die 
jahrzehntelange Budgetdeckelung, konnte bislang noch 
nicht befriedigend abgeholfen werden. Der Kostenorien-
tierungswert, der im Zusammenspiel mit dem Verände-
rungswert den neuen Budgetdeckel bildet, blieb mit 2 % 

für 2013 und 2,02 % für 2014 deutlich hinter den Er-
wartungen an einen neuen Branchenkostenindex zurück. 
Die vom Statistischen Bundesamt angewandte Methodik 
muss noch einmal kritisch durchleuchtet werden. Der Ver-
such, in den Verhandlungen zum Landesbasisfallwert eine 
prospektive Veränderung der Personalkostenentwicklung 
abzuschätzen, wird durch die rückwärtsbezogene Syste-
matik des Statistischen Bundesamtes argumentativ deutlich 
erschwert. Die zusätzliche Tarifrate für 2013 von 0,21 % 
als anteilige Refinanzierung der Personalkostensteige-
rungen wirkt in diesem Zusammenhang nur als sympto-
matischer Therapieversuch der chronischen Unterfinan-
zierung. Angesichts der Tarifentwicklung für 2014 dürfte 
sich die Lage weiter verschärfen. Wie bereits im Vorjahr 
wurden auch 2013 die oberhalb der gesetzlichen Ober-
grenze (2013: 2,00 %) liegenden durchschnittlichen  
Tarifsteigerungen nur anteilig finanziert.

Leider lässt der Koalitionsvertrag von CDU / CSU und 
SPD in diesen wesentlichen Fragen für die Krankenhäu-
ser wenig Gutes erwarten. Die Degression des Landes-
basisfallwertes bei landesweiten Mengensteigerungen 
soll nur vermindert statt aufgehoben werden. Leistungen 
mit nachgewiesen hoher Qualität sollen von Mehrleis-
tungsabschlägen ausgenommen werden können und für 
besonders gute Qualität sollen sogar Zuschläge möglich 
sein. Umgekehrt sollen bei unterdurchschnittlicher Quali-
tät für einzelne Leistungen auch höhere Abschläge mög-
lich sein. Wer die Realität in den Budgetverhandlungen 
kennt, wird wissen, dass die Vereinbarung von Zuschlä-
gen wohl nur unter Beteiligung der Schiedsstelle möglich 
sein dürfte. Die Möglichkeit zur Vereinbarung von höheren 
Abschlägen wird für die Kostenträger ein starker Anreiz 
sein, weitere Ausgaben einzusparen und entsprechend 
zu agieren. In Verbindung mit der geplanten Nachweis-
pflicht für ärztliches und pflegerisches Personal und daran 
anknüpfenden Sanktionen können gefährliche Situationen 
entstehen. Hier wird nach dem Motto gehandelt: Erlöse 
vermindern und dafür mehr Personal einstellen.

In diesem Zusammenhang muss vor Eingriffen des Ge-
setzgebers in die Kalkulationsmechanik des Instituts für 
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das Entgeltsystem im Krankenhaus (InEK), dem gemein-
samen Institut der Selbstverwaltung, gewarnt werden. 
Der DRG-Katalog bildet die Leistungen auf der Basis der 
tatsächlichen Kosten der Kalkulationskrankenhäuser ab. 
Eine Veränderung einzelner Kalkulationsbestandteile, 
wie Ärztlicher Dienst und Pflegedienst zugunsten einer 
vermeintlich besseren Gewichtung dieser Berufsgruppen, 
wird der Manipulation des DRG-Kataloges Tür und Tor 
öffnen. Nicht nur, dass andere Berufsgruppen ebenfalls 
eine bessere Berücksichtigung fordern würden. Je nach 
Entwicklung einzelner Leistungen würde deren Abwer-
tung gefordert werden. Der DRG-Katalog würde zum 
Spielball von Einzelinteressen verkommen, die gemein-
same Selbstverwaltung geschwächt.

Regionale Kosten und Strukturen müssen  
berücksichtigt werden
Der aktuelle Koalitionsvertrag sieht eine Beseitigung „be-
stimmter Unterschiede“ in den Landesbasisfallwerten vor. 

Der Landesbasisfallwert bildet die Grundlage für die Ver-
gütung der Krankenhausleistungen. Er bezeichnet den 
Betrag, der bei der Berechnung der DRG-Preise für die 
Krankenhausbehandlung zugrunde gelegt wird. Seit dem 
Jahr 2005 wird für jedes Bundesland ein einheitlicher 
Landesbasisfallwert vereinbart, der wiederum Grundlage 
für die Leistungsplanung einzelner Krankenhäuser mit den 
Kostenträgern ist. Die Höhe der jeweiligen Landesbasis-
fallwerte ist bundesweit unterschiedlich. Aber nicht nur 
das. Auch die Kosten- und die Leistungssituation ist in 
den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich und 
rechtfertigt damit die Unterschiede bei den Landesba-
sisfallwerten. Im Dezember 2013 hatte das Rheinisch-
Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) eine 
Untersuchung zu den Ursachen der Unterschiede der 
Landesbasisfallwerte veröffentlicht, in Auftrag gegeben 
durch das Bundesgesundheitsministerium. Wesentliches 
Ergebnis der Untersuchung war die Aussage, dass sich 
die Variation der Landesbasisfallwerte (des Jahres 2007) 
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nur zu 19,5 % mit Kostenunterschieden erklären ließe. 
Durch Berücksichtigung der weiteren Faktoren ändere 
sich die erklärbare Variation praktisch nicht. Sie stiege 
lediglich auf 21,7 %. Durch zusätzliche Berücksichtigung 
der Höhe der Investitionsfördermittel ließen sich 32 % der 
Variation der beobachteten Unterschiede in den Landes-
basisfallwerten erklären. Insofern sei davon auszugehen, 
dass mindestens zwei Drittel der Variationen der Landes-
basisfallwerte auf historisch vorhandene – jedoch ökono-
misch nicht begründbare – Unterschiede zurückzuführen 
sein müssen. Der Landesbasisfallwert bildet gleichwohl 
in Summe die Strukturen der Krankenhausversorgung in 
den einzelnen Bundesländern ab. Im Jahr seiner erstma-
ligen Anwendung (2005) wurden die Basisfallwerte auf 
der Basis der Budgetdaten der Krankenhäuser und ihrer 
Leistungen spezifisch für einzelne Bundesländer verein-
bart, inzwischen hat es zwar durch die Konvergenz-
phase eine Angleichung der Krankenhausbudgets durch 
die einheitliche Leistungsbewertung des DRG-Kataloges 
gegeben. Die Kostensituation wird dabei aber durch 
den Landesbasisfallwert widergespiegelt. Die Kostensi-
tuation ist in den einzelnen Bundesländern immer noch 
sehr unterschiedlich. Dies führt zu einer starken Sprei-
zung der Fallkosten der einzelnen Bundesländer. Diese 
Unterschiede verändern sich kaum. Betrug der Abstand 
zwischen den minimalen und maximalen Fallkosten im 
Jahr 2005 1.123 Euro, so betrug er 2012 immer noch 
1.087 Euro. Dies ist das führende Argument dafür, dass 
regionale Unterschiede in den Kostenstrukturen sich in 
unterschiedlichen landesweiten Basisfallwerten wider-
spiegeln können sollten. Ein einheitlicher Basisfallwert 
auf der Erlösseite würde die heterogene Kostenstruktur in 
den Ländern nicht beeinflussen, aber zu regional neuen, 
unterschiedlichen Deckungslücken führen. 

Metropolen sind in vielen Bereichen (Tarifentwicklung, 
Energie, Mieten, Gebühren) von höheren Preisen und 
damit von einem höheren Kostendruck betroffen. Dieser 
Situation kann nur eine landesbezogene Vergütungskom-
ponente gerecht werden. Eine ähnliche Verfahrensweise 
besteht auch in der Vergütung für den vertragsärztlichen 
Bereich (§ 87 Abs. 2f SGB V). Dort wird der besonderen 

Situation der Länder Rechnung getragen, indem Zuschlä-
ge zum bundeseinheitlichen Orientierungswert vereinbart 
werden können. Dies ist gerade in Hamburg im letzten 
Jahr geschehen. Ein weiteres Argument für regionale Prei-
se lässt sich aus den bestehenden strukturellen Unterschie-
den zwischen den einzelnen Bundesländern ableiten. 
Die systemtheoretisch richtige Forderung „Gleicher Preis 
für gleiche Leistung“ zur Begründung eines bundesein-
heitlichen Basisfallwertes trifft in der Praxis so nicht zu, da 
nicht von gleichen Leistungen gesprochen werden kann. 
So liegt die durchschnittliche Fallschwere (CMI) in den 
einzelnen Bundesländern zwischen 1,0 (Rheinland-Pfalz) 
und 1,25 (Hamburg). Die durchschnittliche Fallschwere 
liegt in Hamburg also 25 % (!) über der von Rheinland-
Pfalz und noch rund 15 % über dem Bundesdurchschnitt 
(CMI 1,08). Aus der Höhe des CMI kann der durch-
schnittliche Behandlungsaufwand und letztlich auch die 
Patientenstruktur abgeleitet werden. Ein Bundesland hat 
eine gleiche Leistung im Vergleich zu den übrigen Bun-
desländern, wenn auch der CMI dieser Bundesländer 
gleich ist. Nur wenn dies der Fall wäre, wären Kranken-
haus- und Patientenstrukturen gleich. Bei Einführung eines 
bundeseinheitlichen Basisfallwertes wäre Hamburg deut-
lich im Nachteil, da ein bundeseinheitlicher Wert, der 
mit bundesweiten Daten kalkuliert und vereinbart würde, 
eben auch nur eine bundesdurchschnittliche und damit 
niedrigere Fallschwere berücksichtigen würde. 

Kritisiert wird auch die unzureichende Abbildung von Ex-
tremkostenfällen, die vorrangig in Universitätskliniken und 
Krankenhäusern der Maximalversorgung behandelt wer-
den. Auch hier ist das Bundesland Hamburg mit einem 
Universitätsklinikum und drei Maximalversorgern neben 
den anderen Stadtstaaten besonders betroffen. Ein regio-
nal höherer Landesbasisfallwert muss also auch der beson-
deren Leistungsstruktur eines Bundeslands gerecht werden. 

Für die neue Bundesregierung sind viele für die  
Krankenhäuser existentielle Finanzierungsfragen zu  
lösen. Die Hamburger Krankenhäuser fordern, die  
besonderen Belange von Metropolenkrankenhäusern 
besser zu berücksichtigen.



Mit der „Richtlinie über Maßnahmen zur Qualitätssicherung der Versorgung von  
Früh- und Reifgeborenen“ hat der Gemeinsame Bundesausschuss weitreichende 
Vorgaben in der Strukturqualität der neonatologischen Intensiveinheiten beschlossen. 
Hochqualifiziertes Fachpersonal muss zusätzlich gewonnen werden, um die Teams 
auf den Intensivstationen zu verstärken. Eine Finanzierung ist nicht vorgesehen. Die 
Hamburgische Krankenhausgesellschaft kämpft gegenüber den Krankenkassen und 
der Politik für eine krankenhausbezogene Finanzierungsregelung für die Perinatal- 
zentren. Hier muss der Gesetzgeber dringend nachbessern!

Christiane Dienhold, Geschäftsführerin des Altonaer Kinderkrankenhauses
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Das Jahr 2013 war durch die Bundestagswahl gekenn-
zeichnet. Das letzte Gesetzgebungsverfahren der alten 
Bundesregierung, das „Gesetz zur Beseitigung sozialer 
Überforderung bei Beitragsschulden in der Kranken-
versicherung“, brachte den Krankenhäusern kurzfristig  
finanzielle Nachbesserungen. Der langfristige Reform-
bedarf wurde dann bereits thematisch umrissen: die  
Tarifrate als anteilige Refinanzierung der Personal- 
kostensteigerungen und das Hygieneprogramm.

Beide Bereiche zeigen 
deutlich, wo der Rege-
lungsbedarf für die nächste 
Krankenhausfinanzierungs-
reform zu finden ist: Einer-
seits in einer Lösung, die 
dauerhaft die Tariflohnent-
wicklung ohne Kappung 
mit in die Finanzierung der 
Krankenhäuser einfließen 
lässt und die Personalkos-
tenentwicklung nicht nur 

anteilig, sondern vollständig refinanziert. Zum anderen 
bedarf es einer Regelung, die Strukturvorgaben aus Ge-
setzen und gesetzesgleichen Normen, insbesondere des 
Gemeinsamen Bundesausschusses, in ihren finanziellen 
Auswirkungen bewertet und diese zusätzlich verursach-
ten Kosten für die Krankenhäuser in einen regelhaften 
Finanzierungmodus, in einen krankenhausindividuellen 
Zuschlag, überführt. Im Koalitionsvertrag der neuen Bun-
desregierung wurde im November 2013 ein weiterer 
Regelungsbereich umrissen: Qualität als zusätzlicher  
Parameter für Vergütung, Selektivverträge und für die 
Krankenhausplanung der Länder. Zukunftsfähige Vergü-
tungslösungen für die Mengenentwicklung wurden bisher 
von der neuen Bundesregierung nicht thematisiert. 

Qualität in der Krankenhausplanung 
In der Hamburgischen Krankenhausgesellschaft haben 
wir uns 2013 intensiv mit dem Thema Qualität in der 
Krankenhausplanung auseinandergesetzt. Wir haben 
den Vorschlag unterbreitet, die Ergebnisse der externen 

Qualitätssicherung für die Krankenhausplanung nutzbar 
zu machen. Da das Qualitätsniveau in den Hamburger 
Krankenhäusern sehr gut ist und es daher wenig Auffällig-
keiten in der externen Qualitätssicherung gibt, würde eine 
solche Verknüpfung zu relativ geringen Auswirkungen auf 
die Krankenhausplanung führen – aus der Sicht der Kran-
kenhäuser erfreulich, denn das Ziel der vergangenen Jah-
re und Jahrzehnte war es, in Hamburg flächendeckend 
über das Instrument des Qualitätswettbewerbs eine 
hervorragende Qualität in der Krankenhausmedizin zu 
gewährleisten. Die Erkenntnisse aus unserem Vorschlag, 
sich die Ergebnisse der externen Qualitätssicherung für 
die Krankenhausplanung zunutze zu machen, brachten 
jedoch verschiedene zusätzliche Schwierigkeiten an den 
Tag. Zum einen die Frage nach der Validität der Quali-
tätsaussagen, zum anderen die Frage der Auswirkungen. 
Überwiegend sind die Qualitätskriterien der externen 
Qualitätssicherung nicht mit den Leistungen einer Fach-
abteilung als krankenhausplanerische Größe in Überein-
stimmung zu bringen. Zudem sind oftmals die Fallzahlen 
pro Krankenhaus für eine auswertbare Grundgesamtheit 
zu gering. Für eine belastbare Qualitätsaussage werden 
Indikatoren benötigt, die valide sind, eine Aussage über 
Fachgebiete oder deren Teilgebiete pro Krankenhaus er-
möglichen und statistischen Anforderungen genügen. 

Erstmals Hamburger Hygienebericht erstellt
Nachdem wir anlässlich des Relaunches des Hambur-
ger Krankenhausspiegels im Januar 2013 bereits die 

Qualität, Hygiene und Transparenz 
Jahresrückblick 2013
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Indikatoren aus der gesetzlichen Qualitätssicherung vor-
gestellt hatten, die Aussagen über die Hygienequalität 
ermöglichen, erarbeiteten wir im Verlauf des Herbstes für 
unsere Mitgliedskrankenhäuser den ersten Hamburger 
Hygienebericht. Auf der Grundlage der Hamburgischen 
Verordnung über die Hygiene und Infektionsprävention in 
medizinischen Einrichtungen (HmbMedHygVO) werteten 
wir die Erhebungsbögen der einzelnen Krankenhäuser 
aus und erstellten einen Überblick über die Strukturen und 
den Stand der Hygieneorganisation sowie Maßnahmen 
zur Bekämpfung nosokomialer Infektionen und Antibioti-
karesistenzen. Der Hygienebericht wird zukünftig jährlich 
erscheinen. 

Transparenz weiter entwickeln
Die langjährige Transparenzinitiative der Hamburger 
Krankenhäuser wurde durch einen Beschluss der Mit-
gliederversammlung im Juni 2013 um einen weiteren 
Schritt vorangebracht. Die Krankenhäuser beschlossen, 
in 2014 erstmals eine hamburgweite Patientenbefra-
gung zur allgemeinen Zufriedenheit durchzuführen und 
die Ergebnisse zu veröffentlichen. Dies stellt für viele 
Krankenhäuser eine zusätzliche Belastung dar und ist mit 
Kosten verbunden, da das hamburgweite Befragungs-
instrument in vielen Krankenhäusern aus Gründen der 
Vergleichbarkeit zusätzlich zu den bereits etablierten Fra-
gebögen eingesetzt werden muss. Die Vorbereitung die-
ses Beschlusses brachte die Erkenntnis an den Tag, dass 
Patientenbefragungen praktisch flächendeckend in allen 

Hamburger Krankenhäusern durchgeführt und die daraus 
abgeleiteten Erkenntnisse bereits zur Weiterentwicklung 
der Qualität genutzt werden. 

Die gut eingeführte und konstruktive Zusammenarbeit mit 
den Beschwerdebeauftragten unserer Mitgliedshäuser 
konnten wir auch im letzten Jahr fortsetzen sowie den 
jährlichen gemeinsamen Bericht zum Beschwerdema-
nagement erarbeiten und veröffentlichen.

Erweiterter Landesausschuss konstituiert
Die Trägerorganisationen des Erweiterten Landesaus-
schusses nach § 116b SGB V, die Kassenärztliche Ver-
einigung, die Krankenkassen und die Hamburgische 
Krankenhausgesellschaft, bereiteten die Konstitution des 
Erweiterten Landesausschusses vor und erarbeiteten eine 
Geschäftsordnung. Diese wurde in der konstituierenden 
Sitzung im August 2013 beschlossen. Im Zusammen-
hang mit der neuen, uns gesetzlich zugewiesenen Auf-
gabe waren zahlreiche interne rechtliche Fragen, ins-
besondere hinsichtlich der Haftung, zu klären, da der 
Hamburgischen Krankenhausgesellschaft bislang keine 
hoheitlichen Aufgaben übertragen worden waren. 

Schlichtungsausschuss noch nicht gebildet 
Die zweite, neu auf uns übertragene Aufgabe, der 
Schlichtungsausschuss nach § 17c KHG, konnte bislang 
nicht gleichermaßen reibungslos mit Leben erfüllt werden. 
Trotz vieler Verhandlungen mit den Krankenkassen ließ 
sich im Jahresverlauf noch keine Struktur und Vergütungs-
regelung für die Einrichtung eines Schlichtungsausschus-
ses in Hamburg konsentieren. Für die Krankenhäuser 
eine missliche Lage, da seit dem 1. August 2013 der 
Weg zu den Sozialgerichten bei strittigen Abrechnungs-
fällen mit den Krankenkassen verwehrt ist. Der Schlich-
tungsausschuss, der nach dem Willen des Gesetzgebers 
die Sozialgerichte entlasten sollte, entwickelte sich selbst 
zum Hindernis, indem die Bearbeitunfg der rund 2.500 
Streitfälle zwischen Hamburger Krankenhäusern und 
Krankenkassen derzeit vollständig zum Erliegen gekom-
men ist. Hier verbleibt uns nur, neben unseren fortgesetz-
ten Bemühungen um eine schlanke und handlungsfähige  



Einrichtung eines Schlichtungsausschusses zu verhan-
deln, auf eine bundesgesetzliche Nachbesserung der 
Regelung zu drängen.

Der Landesbasisfallwert 2013 konnte auf dem Vereinba-
rungswege konsentiert werden; ein erfreuliches Signal in 
einer für die Vertragsparteien nicht einfachen Zeit.

Neugeborenen-Hörscreening 
Gegen Ende des Jahres 2013 erreichte uns ein Hilferuf 
des Hamburger Arbeitskreises für Hörscreening Neuge-
borener e. V., der seit 2002 die Qualitätssicherung des 
Neugeborenen-Hörscreenings durchführt. Die rein durch 
Spenden und ehrenamtliche Tätigkeit getragene Arbeit 
des Vereins war an eine finanzielle Grenze gestoßen, 
die nach einer neuen Lösung verlangte. Kurzfristig traf 
die Mitgliederversammlung der Hamburgischen Kranken-
hausgesellschaft im Dezember 2013 den Beschluss, die 
Qualitätssicherung des Neugeborenen-Hörscreenings in 
die HKG Health Services GmbH zu übernehmen und zu-
künftig über eine Nutzerfinanzierung je Fall abzusichern. 
Die HKG Health Services GmbH startet nach intensiven 
Vorarbeiten zum 1. Juli 2014 mit der Qualitätssicherung 
des Neugeborenen-Hörscreenings in einem neuen, elek-
tronischen Verfahren, das den Krankenhäusern die Arbeit 

der manuellen Erfassung auf Dokumentationsbögen ab-
nimmt und den Prozess vereinfacht.

Dank für gute Zusammenarbeit 
Alles in allem war 2013 ein arbeitsreiches Jahr mit 
vielen Herausforderungen. Im neuen Jahr setzt sich der 
Zuwachs an Aufgaben und Themen weiter fort. Dies 
ist für die Hamburgische Krankenhausgesellschaft nur 
durch den stetigen und engagierten Einsatz der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Geschäftsstelle der 
Hamburgischen Krankenhausgesellschaft zu bewältigen, 
für den ich mich sehr bedanke. Desgleichen gilt mein 
Dank auch allen ehrenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern unserer Mitgliedskrankenhäuser, die die 
Gremien, die Verhandlungskommission für den Landes-
basisfallwert und themenbezogene Arbeitsgruppen der 
Hamburgischen Krankenhausgesellschaft tatkräftig und 
sachverständig neben ihren hauptamtlichen Aufgaben 
in ihren Krankenhäusern unterstützen – dafür ganz herz-
lichen Dank, ganz besonders an unsere Vorsitzenden 
und Mitglieder des Vorstands!

Dr. Claudia Brase, Geschäftsführerin
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Die tragende Säule eines Krankenhauses sind 
unsere Pflegekräfte. Ohne sie ist ein Kranken-
hausbetrieb nicht vorstellbar. Die Hamburgische 
Krankenhausgesellschaft setzt sich für eine 
Weiterentwicklung des Pflegeberufes und für 
Rahmenbedingungen ein, die es auch zukünftig 
attraktiv machen, im Krankenhaus zu arbeiten.

Burkhard Göbel, Pflegedirektor a. D. der  
Asklepios Klinik Wandsbek



Mit der Gemeinsamen Orientierungshilfe für die Zuordnung von Patientinnen und 
Patienten in die neurologisch-neurochirurgische oder geriatrische Frührehabilitation ist 
es der Hamburgischen Krankenhausgesellschaft gelungen, zwischen Krankenkassen 
und Krankenhäusern zu mehr Transparenz in der Versorgung beizutragen. Die in der 
externen Qualitätssicherung durch die Hamburgische Krankenhausgesellschaft initiierte 
Entwicklung von Ergebnisqualitätsindikatoren für die neurologisch-neurochirurgische 
Frührehabilitation wird ein weiterer wichtiger Schritt in Richtung Qualitätstransparenz 
sein. Unsere Krankenhäuser können stolz auf ihre Qualität sein und diese auch zeigen.

Dr. Jens Göring, Kaufmännischer Direktor des Wilhelmsburger Krankenhauses Groß-Sand



10. Januar 2013
Gesundheitspolitischer Jahresauftakt 

16. Januar 2013
Relaunch des Hamburger Krankenhausspiegels

30. Januar 2013
Seminar „Abrechnung ambulanter Leistungen  
in Krankenhäusern“

30. Januar 2013
Seminar „Kommunikation im Beschwerdemanagement II“

25. Februar 2013
Anhörung der Verbände zum Entwurf für ein Gesetz zur 
Änderung des Hamburgischen Maßregelvollzugsge-
setzes (HmbMVollzG), des Hamburgischen Gesetzes 
über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten (HmbPsychKG) und des Hamburgischen 
Gesetzes zur Ausführung des Betreuungsgesetzes  
(HmbAGBtG)

12. März 2013
6. Treffen der Umweltexperten der Krankenhäuser 

21. März 2013
Seminar „Vorbereitung der Budget- und Entgelt- 
verhandlungen 2013“

Das Jahr im Überblick 
Wichtige Ereignisse im Berichtsjahr

Hamburgische Krankenhausgesellschaft
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10. Mai 2013 
Grußwort Dr. Claudia Brase zum Senatsempfang  
„Hamburg Pflege-Ausbildungsbeste 2012“

14. Mai 2013 
Seminar „Antwortschreiben im Beschwerde- 
management“

12. Juni 2013
Hamburger Krankenhaustag „Krankenhausplanung – 
Chancen, Risiken und Nebenwirkungen“

20. Juni 2013
Mitgliederversammlung

10. September 2013
7. Treffen der Umweltexperten

11. September 2013
Sommerfest

19. September 2013
Tag der Beschwerdebeauftragten

31. Oktober 2013
Vortrag Dr. Claudia Brase „Investition in moderne Ver-
sorgung mit Technologien: Was brauchen wir dafür?“ 
im Rahmen der Veranstaltung „Krankenhausfinanzierung 
2014 mit Medizinprodukten“ des BVMed

20. November 2013
Dr. Claudia Brase Podiumsgast des 4. Hamburger  
Gesundheitstreffs des vdek Hamburg zum Thema  
„Krankenhausfinanzierung in Hamburg: Quo vadis?“ 

28. November 2013
Seminar DRG-Update 2014

12. Dezember 2013 
Mitgliederversammlung mit Neuwahl der  
Vorsitzenden 2014 / 2015



Das patientenorientierte Beschwerdemanagement für Krankenhäuser wurde mit dem 
Patientenrechtegesetz bundesweit in der Gesetzgebung verankert. Durch das jahre-
lange Engagement der Hamburgischen Krankenhausgesellschaft haben die Hamburger 
Krankenhäuser mit der Umsetzung der Hamburger Erklärung dieses Gesetz schon lange 
vor seinem Entstehen übererfüllt. Ihr Beschwerdemanagement ist patientenorientiert, 
transparent und strukturell in den Organisationsabläufen verankert. Durch die träger-
übergreifende Vernetzung wird es gemeinsam weiterentwickelt.

Marcus Jahn, Direktor kaufmännischer / pflegerischer Bereich des  
Israelitischen Krankenhauses in Hamburg 



Krankenhausplanung zwischen Qualität, Wettbewerb und Regulierung 
Rückblick Hamburger Krankenhaustag 2013
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Die Landeskrankenhausplanung ist einer der wenigen 
Bereiche in unserem überwiegend zentralistisch gesteu-
erten Gesundheitssystem, in dem die regionalen Ent-
scheidungsträger, die die Strukturen vor Ort kennen, 
gestalten können. Die Krankenhausplanung soll die 
stationäre Versorgung eines Landes sicherstellen. Sie 
bildet die Grundlage, um gesetzlich Versicherte versor-
gen zu können. Die Aufnahme in den Krankenhausplan 
ist die Voraussetzung für ein Krankenhaus, um an der 
Investitionsförderung eines Landes teilhaben zu können. 
Der Feststellungsbescheid der Landesbehörde definiert 
den Versorgungsauftrag eines Krankenhauses, auf 
dessen Basis die Budgetvereinbarungen der Kranken-
häuser mit den Krankenkassen getroffen werden. Mit 
dem nahenden Ende der Planungsperiode des Kran-
kenhausplans 2015 hat sich die Hamburgische Kran-
kenhausgesellschaft das Thema Krankenhausplanung 
zum Jahresthema 2013 gewählt, um frühzeitig neue 
methodische Entwicklungen, wie die Berücksichtigung 
von Qualitätskriterien in der Krankenhausplanung, 
diskutieren und bewerten zu können. Daher stand der 
Hamburger Krankenhaustag unter dem Thema „Kran-
kenhausplanung zwischen Qualität, Wettbewerb und 
Regulierung“, das dort unter verschiedenen Blickwin-
keln intensiv beleuchtet und diskutiert wurde.  

Spezialisierung, Innovationen und Wachstum zulassen
2015 endet der aktuelle Hamburger Krankenhaus-
plan. In den vergangenen Jahren zeichnete sich unsere 
Krankenhausplanung durch flexible Elemente und eine 
Nachjustierung während der Planungsperiode aus. Ins-
besondere die nur nachrichtliche Darstellung der Fünf-
jahresprognose konnte in der Versorgung Freiräume 
schaffen für neue Leistungsangebote und Wachstum. Der 
Dynamik der letzten zehn Jahre ist die Krankenhauspla-
nung im Kompromisswege stets durch eine Zwischen-
fortschreibung nachgekommen. Seit 2009 haben wir in 
Hamburg wieder kontinuierlich Planbetten und teilstatio-
näre Plätze aufgebaut, begründet in dem starken Wachs-
tum der Krankenhäuser mit Metropolfunktion und in dem 
hohen Spezialisierungsgrad der Versorgungsangebote. 
Spezialisierung, Innovation, Wachstum und gleiche Rah-

menbedingungen für alle Krankenhäuser im Wettbewerb 
sollten in einer wachsenden Metropolregion durch die 
Krankenhausplanung auch weiterhin ermöglicht werden.

Gesetzlicher Auftrag 
Nach dem Grundsatz des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes ist Ziel der Krankenhausplanung, die bedarfsge-
rechte Versorgung mit leistungsfähigen, eigenverantwort-
lich wirtschaftenden Krankenhäusern zu sozial tragbaren 
Pflegesätzen zu gewährleisten. In einer Metropolregion 
wie Hamburg liegt der Fokus der Krankenhausplanung 
naturgemäß weniger auf dem Aspekt der Sicherstellung, 
der in den Flächenländern immer stärker in den Vorder-
grund rückt. In Hamburg muss die Krankenhausplanung 

  

Krankenhausplanung – 
Chancen, Risiken und Nebenwirkungen 

Zehn Jahre DRG haben die Krankenhauslandschaft 
transparenter und wettbewerblicher, aber auch deutlich 
schneller gemacht. Die Metropolfunktion Hamburgs treibt 
durch die steigende Nachfrage nach medizinischer 
Versorgung aus dem Umland diese Entwicklung noch 
zusätzlich voran. 

Die Krankenhausplanung, die sich nach wie vor „tradi-
tionell“ in Fünf-Jahres-Schritten fortbewegt, muss sich mit 
diesem veränderten Umfeld auseinander setzen. Kranken-
hausplanung ist Ländersache. Die Länder haben hohe 
Freiheitsgrade in der Ausgestaltung des Krankenhausplans 
und können gemeinsam mit den Krankenkassen und den 
Krankenhäusern Zeichen setzen für innovative, regionale 
Versorgungsstrukturen, die auch den Veränderungen der 
Zukunft gewachsen sind. 

Dabei stellen sich grundsätzliche Fragen:

• Wie unterscheidet sich ein Bedarf in einer Metropole 
von der Bedarfsermittlung in einem Flächenstaat? 

• Welche Kriterien kann Krankenhausplanung sich 
heute sinnvoll zu Eigen machen? 

• Wie schnell kann Krankenhausplanung sich an aktuelle 
Erkenntnisse, wie neue wissenschaftliche Erkenntnisse, 
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses und 
aktuelle Rechtsprechung anpassen? 

• In welchem Planungsrhythmus kann auf Entwicklungen 
in der Versorgung oder neue Qualitätsergebnisse 
reagiert werden?

Die Zeit ist da, über Krankenhausplanung unter ver-
änderten Rahmenbedingungen neu zu diskutieren.

Kontakt: Ulrike Jaenicke, Hamburgische Krankenhausgesellschaft, Telefon 040 / 25 17 36-29, E-Mail: presse@hkgev.de

Tagungsprogramm 

9.00 Empfang mit Kaffee und Tee

9.30  Begrüßung

 Prof. Dr. Fokko ter Haseborg, 1. Vorsitzender der HKG  

9.40 Grußwort

 Cornelia Prüfer-Storcks, Senatorin für Gesundheit und 
Verbraucherschutz Hamburg

9.50 Methodische Ansätze der Krankenhausplanung 
aus juristischer Perspektive  

 Dr. Christoph Seiler, 
Seniorpartner Seufert Rechtsanwälte München

10.20 Krankenhausplanung in NRW – 
was lange währt, wird endlich gut ? 

 Matthias Blum, Geschäftsführer der 
Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen  

10.50 Kaffeepause

11.20 Qualitätskriterien in der Krankenhausplanung

 Dr. Stefan Loos, IGES Institut

11.50 Diskussion „Krankenhausplanung 
in der Gesundheitsmetropole“

 Dr. Claudia Brase, Geschäftsführerin der HKG

 Dr. Matthias Gruhl, 
Leiter des Amtes für Gesundheit Hamburg

 Matthias Mohrmann,
Vorstand der AOK Rheinland/Hamburg 

 Dr. Stefan Loos, IGES Institut

13.00 Gemeinsames Mittagsessen

Moderation: 

Dr. Claudia Brase, Geschäftsführerin der HKG
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Hamburger KranKenHaustag 2013
Krankenhausplanung –  
Chancen, risiken und nebenwirkungen
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9.00 bis 14.00 Uhr
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Veranstaltungsort
Hotel Hafen Hamburg, Seewartenstraße 9, 20459 Hamburg 
U-Bahn/S-Bahn Landungsbrücken

tagungsbeitrag
Der Tagungsbeitrag beträgt  200,- zzgl. 19 % MwSt. 
Für Teilnehmer aus HKG-Mitgliedskrankenhäusern beträgt  
der Tagungsbeitrag  150,- zzgl. 19 % MwSt.  
Mittagessen, Pausengetränke und Tagungsunterlagen  
sind im Preis enthalten.

Veranstaltungsorganisation
HKG Health Services GmbH 
Burchardstraße 19, 20095 Hamburg 
Telefon 040 / 25 17 36-11 
healthservices@hkgev.de 
www.hkgev.de

anmeldung
Bitte melden Sie sich mit beiliegendem Anmeldecoupon an. 
Nach Eingang Ihrer Anmeldung übersenden wir Ihnen eine 
Anmeldebestätigung und Rechnung. Der Veranstalter behält sich 
das Recht vor, die Veranstaltung kurzfristig abzusagen.

rücktritt
Bei schriftlicher Stornierung bis zum 25. Mai 2013 entstehen 
Ihnen keine Kosten. Erhalten wir Ihre Absage später, wird der 
volle Teilnahmebeitrag berechnet. Es kann eine Ersatzperson 
benannt werden.

tagungsbüro
Das Tagungsbüro ist am 12. Juni 2013 ab 8.00 Uhr  
telefonisch erreichbar: Tel. 0177 / 609 10 30 
 

Mit freundlicher Unterstützung von:

OrganisatOrisCHe Hinweise
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Spezialisierung, Differenzierung und Bildung von „Leucht-
türmen“ ermöglichen und fördern. Dabei gehört der 
Nachweis herausragender Qualität selbstverständlich 
zum Profil der Krankenhäuser einer Gesundheitsmetropo-
le. Vor diesem Hintergrund hat die Hamburgische Kran-
kenhausgesellschaft einen Vorschlag für die Nutzung 
vorhandener Qualitätskriterien in der Krankenhauspla-
nung unterbreitet und zur Diskussion gestellt, der auf dem 
grundlegenden Bekenntnis des Qualitätswettbewerbs 
aufbaut. Die gesetzliche Vorgabe an die Krankenhaus-
planung, leistungsfähige, eigenverantwortlich wirtschaf-
tende Krankenhäuser im Land vorzuhalten, wird durch 
die langjährig defizitäre Krankenhausfinanzierung von 
Jahr zu Jahr immer mehr ad absurdum geführt. Dies und 

der daraus resultierende Handlungsbedarf ist jedoch das 
Thema für das Jahr 2014.

Berücksichtigung von Qualität in der Krankenhaus-
planung wünschenswert
Qualitätsanforderungen in der Krankenhausplanung zu 
verankern und zu nutzen, ist dem Grunde nach möglich 
und aus der Sicht der Hamburger Krankenhäuser wün-
schenswert. Die Qualität der Hamburger Krankenhäu-
ser ist sehr gut, wie die jahrzehntelange Erfahrung mit 
der externen Qualitätssicherung zeigt. Die Verknüpfung 
von validen Qualitätsmessungen mit krankenhausplane-
rischen Entscheidungen kann den Qualitätswettbewerb 
und die Spezialisierung fördern. Qualitätskriterien kön-
nen jedoch nur mit Augenmaß in die Krankenhauspla-
nung Eingang finden, sie können nur ergänzend zu 
den bundesgesetzlichen Vorgaben sein. Zusätzlich sind 
Qualitätsanforderungen daraufhin zu überprüfen, ob sie 
sinnvoll und notwendig sind. Der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit ist ebenso zu wahren wie der Grundsatz 
der eigenverantwortlich handelnden Krankenhäuser. Es 
muss daher ein in die vielfältigen geltenden bundesge-
setzlichen Normen passendes Konzept für die Nutzung 
von Qualitätskriterien entwickelt werden. Die Hambur-
gische Krankenhausgesellschaft hat vorgeschlagen, die 
vorhandenen Ergebnisse der externen Qualitätssicherung 
zu nutzen und krankenhausplanerische Entscheidungen 
an die Kriterien zu koppeln, die eine Aussage über ein 
Planungsgebiet ermöglichen. Krankenhäuser unterliegen 
bereits vielfältigen Qualitätsanforderungen: externe Qua-
litätssicherung, internes Qualitätsmanagement, Vorgaben 
aus Abrechnungsbestimmungen, Anforderungen an die 
Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität aus Richtlinien 
des Gemeinsamen Bundesausschusses, Anforderungen 
an die Hygieneorganisation, Mindestmengen für plan-
bare Leistungen und strukturierte Qualitätsberichte. Des-
wegen dürfen zusätzliche landesspezifische Vorgaben 
keine Konflikte mit bestehenden Regeln und keine Syn-
chronisierungsprobleme im zeitlichen Verlauf erzeugen. 
Die Hamburger Krankenhäuser sind mit ihrem Bekenntnis 
zum Qualitätswettbewerb prädestiniert für eine Quali-
tätsdimension in der Krankenhausplanung. Die derzeit 

  

Krankenhausplanung – 
Chancen, Risiken und Nebenwirkungen 

Zehn Jahre DRG haben die Krankenhauslandschaft 
transparenter und wettbewerblicher, aber auch deutlich 
schneller gemacht. Die Metropolfunktion Hamburgs treibt 
durch die steigende Nachfrage nach medizinischer 
Versorgung aus dem Umland diese Entwicklung noch 
zusätzlich voran. 

Die Krankenhausplanung, die sich nach wie vor „tradi-
tionell“ in Fünf-Jahres-Schritten fortbewegt, muss sich mit 
diesem veränderten Umfeld auseinander setzen. Kranken-
hausplanung ist Ländersache. Die Länder haben hohe 
Freiheitsgrade in der Ausgestaltung des Krankenhausplans 
und können gemeinsam mit den Krankenkassen und den 
Krankenhäusern Zeichen setzen für innovative, regionale 
Versorgungsstrukturen, die auch den Veränderungen der 
Zukunft gewachsen sind. 

Dabei stellen sich grundsätzliche Fragen:

• Wie unterscheidet sich ein Bedarf in einer Metropole 
von der Bedarfsermittlung in einem Flächenstaat? 

• Welche Kriterien kann Krankenhausplanung sich 
heute sinnvoll zu Eigen machen? 

• Wie schnell kann Krankenhausplanung sich an aktuelle 
Erkenntnisse, wie neue wissenschaftliche Erkenntnisse, 
Richtlinien des Gemeinsamen Bundesausschusses und 
aktuelle Rechtsprechung anpassen? 

• In welchem Planungsrhythmus kann auf Entwicklungen 
in der Versorgung oder neue Qualitätsergebnisse 
reagiert werden?

Die Zeit ist da, über Krankenhausplanung unter ver-
änderten Rahmenbedingungen neu zu diskutieren.

Kontakt: Ulrike Jaenicke, Hamburgische Krankenhausgesellschaft, Telefon 040 / 25 17 36-29, E-Mail: presse@hkgev.de

Tagungsprogramm 

9.00 Empfang mit Kaffee und Tee

9.30  Begrüßung

 Prof. Dr. Fokko ter Haseborg, 1. Vorsitzender der HKG  

9.40 Grußwort

 Cornelia Prüfer-Storcks, Senatorin für Gesundheit und 
Verbraucherschutz Hamburg

9.50 Methodische Ansätze der Krankenhausplanung 
aus juristischer Perspektive  

 Dr. Christoph Seiler, 
Seniorpartner Seufert Rechtsanwälte München

10.20 Krankenhausplanung in NRW – 
was lange währt, wird endlich gut ? 

 Matthias Blum, Geschäftsführer der 
Krankenhausgesellschaft Nordrhein-Westfalen  

10.50 Kaffeepause

11.20 Qualitätskriterien in der Krankenhausplanung

 Dr. Stefan Loos, IGES Institut

11.50 Diskussion „Krankenhausplanung 
in der Gesundheitsmetropole“

 Dr. Claudia Brase, Geschäftsführerin der HKG

 Dr. Matthias Gruhl, 
Leiter des Amtes für Gesundheit Hamburg

 Matthias Mohrmann,
Vorstand der AOK Rheinland/Hamburg 

 Dr. Stefan Loos, IGES Institut

13.00 Gemeinsames Mittagsessen

Moderation: 

Dr. Claudia Brase, Geschäftsführerin der HKG
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einzig verfügbare, valide Datenquelle ist jedoch die ge-
setzliche Qualitätssicherung. Sie gilt bundesweit für alle 
Krankenhäuser. Und auch wenn zurzeit nur für einen Teil 
von Krankenhausleistungen und -teilleistungen belastbare 
Ergebnisse vorliegen, sind diese die einzige bislang ver-
fügbare Quelle für eine Qualitätsmessung. In der Diskus-
sion des Hamburger Krankenhaustages ergab sich, dass 
die Mehrzahl der Indikatoren zu kleinteilige Prozesse und 
Teilleistungen eines Krankenhauses misst, um planerische 
Entscheidungen eines gesamten Fachgebietes daran zu 
koppeln. Die Methodik der Qualitätsmessungen muss 
daher noch weiter entwickelt werden, um planerische 
Schritte daran koppeln zu können.

Zielsetzung der Krankenhausplanung
Die Diskussion des Jahres 2013 und des Hamburger 
Krankenhaustages brachte für die Hamburger Kranken-
häuser die Erkenntnis, dass es unbedingt notwendig ist, 
über die grundsätzlichen Ziele der Krankenhausplanung 
Einigkeit mit den übrigen Beteiligten anzustreben. Ge-
rade die Nutzung von Qualitätskriterien kann nur funk-

tionieren und akzeptiert werden, wenn sie nicht mit der 
Absicht erfolgt, die Versorgung zu beschneiden und 
künstlich klein zu halten. Der Maßstab für Hamburger 
Krankenhäuser muss selbstverständlich der Qualitätsstan-
dard sein, der bundesweit von Krankenhäusern gefordert 
wird. Ein Metropolenstandort wie Hamburg mag insge-
samt weit oberhalb eines solchen Qualitätsstandards 
liegen. Dann kann es keinesfalls die Konsequenz sein, 
dass, was andernorts gute Qualität ist, in Hamburg als 
schlecht betrachtet wird. Die überdurchschnittlich gute 
Qualität Hamburger Krankenhäuser muss honoriert wer-
den und zum Strahlen unseres Gesundheitsstandorts bei-
tragen dürfen. Die große Chance für Hamburg besteht 
darin, die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass 
Wachstum gewollt und Spezialisierung und Differenzie-
rung wünschenswert und möglich sind. Alles Übrige wird 
durch den Qualitätswettbewerb besser bewirkt, als eine 
planerische Vorgabe es jemals hervorbringen könnte.



Als Klinikgruppe haben wir einen besonderen Qualitätsanspruch. 
Deshalb messen wir seit vielen Jahren unsere Therapie- und Behand-
lungsergebnisse, um sie gemeinsam mit unseren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern im Sinne unserer Patienten noch weiter zu verbes-
sern. So freuen wir uns über das Ziel der Hamburgischen Kranken-
hausgesellschaft, die Qualität zu fördern, und unterstützen sie darin, 
diese, z. B. mit dem Hamburger Krankenhausspiegel, für  Patienten, 
Leistungserbringer und Politik auch transparent zu machen.

Dr. Ulrich Knopp, Geschäftsführer der Schön Klinik Hamburg Eilbek
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Die neue Bundesregierung hat bereits im Koalitions-
vertrag weitreichende Weichenstellungen für das Ge-
sundheitswesen vorgenommen. Die Qualität soll mehr 
denn je zum Maß aller Dinge werden. Aus der Sicht 
der Krankenhäuser ist das Bemühen um ständige Qua-
litätsverbesserung bei weitem kein Novum. Nun sollen 
erstmals auch Selektivverträge, die Vergütung und die 
Krankenhausplanung an Qualitätsergebnisse gekoppelt 
werden. 

Hamburgs Krankenhäuser pflegen eine jahrzehntelange 
Tradition der Qualitätssicherung und eine nunmehr acht-
jährige Tradition der Veröffentlichung ihrer Qualitätser-
gebnisse im Hamburger Krankenhausspiegel. Weitere 
Qualitätstransparenzprojekte, wie beispielsweise Quali-
tätskliniken.de, die Initiative Qualitätsmedizin IQM und 
andere, sind in der Zwischenzeit noch hinzugekommen. 
Die Qualitätstransparenz ist wesentlicher Treiber des 
Qualitätswettbewerbs, den die Hamburger Krankenhäu-
ser täglich für ihre Verbesserung und Weiterentwicklung 
nutzen. Nun machen Krankenhäuser die Erfahrung, dass 
die mit viel Aufwand hergestellte Qualitätstransparenz 
auf der Grundlage der Methodik der externen Qualitäts-
sicherung, die für den Krankenhaussektor in Deutschland 
einzigartig ist, schnell für selbstverständlich genommen 
wird. Anstelle einer systematischen Weiterentwicklung 
dieser akzeptierten Methodik wenden sich die Interessen 
der Gesundheitspolitik neuen Methoden zu, deren Vali-
dität und Eignung für die Ergebnismessung noch infrage 
steht.

Qualität soll Einzug in die Krankenhausfinanzierung hal-
ten. Voraussetzung ist jedoch, dass Qualitätsvergleiche 
und die Bewertung von Krankenhäusern auf eine objek-
tive Grundlage gestellt werden. Die für Qualitätsverglei-
che heranzuziehenden Indikatoren müssen für diesen 
Zweck geeignet sein, wissenschaftlichen Standards und 
den Regeln der Statistik genügen und das messen, was 
sie messen sollen. In vielen Bereichen ist die Risikoadju-
stierung unterschiedlicher Patientengruppen in verschie-
denen Krankenhäusern eine methodisch sehr anspruchs-
volle Aufgabe, die oftmals klinischer Parameter bedarf. 

Gerade diese sind beispielsweise in Abrechnungsdaten 
nicht enthalten. Viele Qualitätsmessungen scheitern bei 
krankenhausbezogenen Aussagen an den statistisch zu 
geringen Fallzahlen. Für belastbare Aussagen, beispiels-
weise zu der im Methodenkreis der Qualitätsmessung 
aus Routinedaten beliebten Mortalität, sind vielfach Fall-
zahlen pro Krankenhaus erforderlich, die in der Versor-
gung deutschlandweit nur von wenigen Krankenhäusern 
– wenn überhaupt – erreicht werden. Indikatoren bedür-

fen eines wissenschaftlichen Entwicklungsprozesses unter 
Einbezug der medizinischen Fachgesellschaften. Keines-
falls dürfen sie einseitig festgelegt werden. Im Weiteren 
müssen sich Bestandteile des Vergütungssystems bei häu-
fig hochkomplexen, patientenabhängigen Krankenhaus-
leistungen mit den Qualitätsergebnissen koppeln lassen. 

Was ist medizinische Qualität?
Zuvor ist jedoch von Wissenschaftlern noch eingehender 
als bislang die Frage zu beantworten: Was ist eigentlich 
Qualität im Krankenhaus? Heute, nach langjähriger Tradi-
tion der externen Qualitätssicherung, wissen wir über die 
Qualität von Endoprothesen an Hüft- und Kniegelenken 
einiges; über die Qualität einer Krankenhausbehandlung 
bei einer multimorbiden geriatrischen Patientin nach Sturz 
mit cerebralen Durchblutungsstörungen und Diabetes mel-
litus wenig. Wenn finanzielle Anreize mit Qualitätsergeb-
nissen verknüpft werden sollen, dann erscheint es wenig 
einleuchtend, dass dies aus methodischen Gründen der-
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zeit allein bei industriell orientierten, auf einzelne Proze-
duren beschränkte Krankenhausleistungen erfolgen soll. 
Geht nicht die Herausforderung in der Krankenhausme-
dizin viel mehr hin zu Versorgung von hochaltrigen und 
multimorbiden Menschen? Wir wissen, dass Vergütungs-
anreize Auswirkungen auf die Versorgung haben. Wol-
len wir wirklich einen finanziellen Anreiz auf singuläre 
Eingriffe bei ansonsten risikoarmen und unkomplizierten 
Patientengruppen legen?

Surrogatparameter Strukturqualität 
Unter dem Stichwort Strukturqualität greifen sowohl der 
Gemeinsame Bundesausschuss, zunehmend auch die 
Länder in der Krankenhausplanung, als auch die Re-
gierungskoalition per Absichtserklärung in den Kranken-
hausbetrieb ein. Mit Vorgaben zur Personalbesetzung, 
baulichen sowie apparativen Ausstattung werden in 
den Krankenhäusern Kosten verursacht, deren Refinan-
zierung, vorsichtig ausgedrückt, derzeit nicht geklärt 
ist. Ein schlüssiger Nachweis, dass Strukturqualitätsan-
forderungen zu besseren Qualitätsergebnissen führen, 
steht noch aus. Selbstverständlich ist eine ausreichende 
Personalausstattung die Grundvoraussetzung für einen 
regulären Krankenhausbetrieb. Die organisatorische 
Freiheit jedoch, mit welchen Berufsgruppen, Qualifikati-
onen, Weiterbildungen und Organisationskonzepten die 
Krankenhausleistungen erbracht werden, sollte der jewei-
ligen Krankenhausleitung überlassen werden. Sie trägt 
die Verantwortung für die medizinische Qualität und das 
betriebswirtschaftliche Ergebnis. Einseitige Vorgaben für 
Strukturqualität ohne eine direkte Refinanzierungsmöglich-
keit bringen die Krankenhäuser in eine prekäre Lage. De-
taillierte Strukturvorgaben schränken die Handlungsspiel-
räume der Krankenhäuser erheblich ein, damit auch die 
Möglichkeiten, ein wirtschaftliches Ergebnis zu erzielen. 
Auf der Strecke bleiben dabei auch innovative Projekte, 
die Weiterentwicklung der Versorgung bottom-up sowie 
regionale Versorgungskonzepte. Der aktuelle Koalitions-
vertrag zielt darauf ab, dass auf Ebene der DRG-Kalku-
lation die Personalkosten, insbesondere die der Pflege, 
in ausreichender Höhe und Gewichtung berücksichtigt 
werden. Anhand welchen Maßstabes sollen die Bewer-

tungsrelationen für die Personalkosten verändert werden 
und was heißt „ausreichend“ konkret? Die Erhöhung der 
Bewertungsrelationen führt noch nicht zu mehr Finanzmit-
teln bei den Krankenhäusern. Nach der Systematik des 
Landesbasisfallwertes würden zusätzliche Bewertungsre-
lationen zunächst zu dessen Absenkung führen: positiver 
Katalogeffekt; die Leistung des Vorjahres ist nach dem 
Katalog des folgenden Jahres mehr wert. Die Absenkung 
müsste durch Hinzurechnung entsprechender Finanzmittel 
neutralisiert werden. Ob die Kostenträger diesen Schritt 
mitmachen würden, erscheint aufgrund der Milliarden-
überschüsse beitragssatzneutral zwar möglich, aber ange-
sichts fehlender expliziter gesetzlicher Regelungen hierfür 
mehr als fraglich. Eine Sollpersonalvorschrift funktioniert 
nur dann, wenn die finanziellen Ressourcen vorhanden 
sind, um das Sollpersonal auch zu finanzieren. Wenn 
aber das InEK auf Grundlage der Mangel leidenden Kal-
kulationskrankenhäuser rechnet, dann wird dieser man-
gelhafte Ist-Zustand in eine Sollvorschrift für alle überführt 
– dies kann doch keine ernst gemeinte Lösung sein! Die 
Sinnhaftigkeit solcher Personalbemessungsvorschriften ist 
auch grundsätzlich in Abrede zu stellen. Eine solche Vor-
gabe passt nicht zur Funktionsweise eines fallpauscha-
lierten Entgeltsystems. Ein Qualitätsgewinn durch eine 
Sollpersonalvorschrift ist weder wissenschaftlich nachge-
wiesen noch als Automatismus anzusehen. Sie ist eine 
symptomatische Maßnahme, um dem zugrunde liegen-
den Missstand zu knappen Personals aufgrund jahrzehn-
telanger Unterfinanzierung nicht abzuhelfen. Andershe-
rum wird ein Schuh daraus.



Die Verhandlung des Landesbasisfallwertes ist eine der Kernaufgaben 
der Hamburgischen Krankenhausgesellschaft. Mit Ausdauer und Durch-
setzungskraft schafft sie die wirtschaftliche Grundlage für die alltägliche 
Arbeit der Hamburger Krankenhäuser. Der Hamburgischen Kranken-
hausgesellschaft ist es in den vergangenen Jahren immer wieder 
gelungen, in dem stark wachsenden Krankenhausmarkt Hamburgs die 
Kosten der Krankenhäuser gegenüber den Krankenkassen wirkungsvoll 
zu argumentieren.

Ulrike Kömpe, Geschäftsführerin der HELIOS Mariahilf Klinik Hamburg



Was lange währt, wird endlich gut?
Die Umsetzung der ambulanten spezialfachärztlichen Versorgung 

Hamburgische Krankenhausgesellschaft

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung 
der Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV-VStG) wurden die bisherigen 
Regelungen der ambulanten Behandlung im Kranken-
haus durch die neuen Regelungen ersetzt. Die damit 
einhergehende Änderung des Zulassungsverfahrens 
und die Abstimmungen in dem neu gebildeten Gremium 
des Erweiterten Landesausschusses führen dazu, dass 
Kassenärztliche Vereinigung, Krankenkassen und Ham-
burgische Krankenhausgesellschaft in Zukunft intensiv 
zusammenarbeiten.

Bisherige Regelung
Das Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen 
in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-VStG) ist 
zum 1. Januar 2012 in Kraft getreten. Damit wurden die 
bisherigen Regelungen der ambulanten Behandlung im 

Krankenhaus gemäß § 116b SGB V durch neue Rege-
lungen der ambulanten spezialfachärztlichen Versorgung 
(ASV) ersetzt. Bis dahin waren zugelassene Krankenhäu-
ser zur ambulanten Behandlung der in dem gesetzlich 
festgelegten Katalog seltener Erkrankungen und Erkran-
kungen mit besonderen Krankheitsverläufen sowie hoch-
spezialisierter Leistungen berechtigt, wenn sie im Rahmen 
der Krankenhausplanung dazu bestimmt wurden. Die An-
forderungen an die Krankenhäuser wurden in Richtlinien 
des Gemeinsamen Bundesausschusses festgelegt. Kran-
kenhäuser mussten für die Teilnahme an der ambulanten 
Behandlung einen Antrag bei der zuständigen Behörde 
für Gesundheit und Verbraucherschutz stellen, die den 
Landesausschuss für Krankenhaus- und Investitionspla-
nung damit befasste. Bis zum Ende des Jahres 2011 wur-
den in Hamburg über 60 Bestimmungen zur ambulanten 
Behandlung nach § 116b SGB V (alt) erteilt. 
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Zulassungsverfahren geändert
Mit der Neuregelung ab dem Jahr 2012 wurde das 
Zulassungsverfahren grundlegend geändert. Nunmehr 
können neben Krankenhäusern auch an der vertragsärzt-
lichen Versorgung teilnehmende Leistungserbringer (nie-
dergelassene Vertragsärztinnen und -ärzte sowie Medi-
zinische Versorgungszentren) Leistungen der ambulanten 
spezialfachärztlichen Versorgung erbringen. Vorausset-
zung für die Teilnahme ist nach § 116b Abs. 2 SGB V, 
dass die Leistungserbringer die in den Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses festgelegten Anfor-
derungen für den jeweiligen Leistungsbereich der ambu-
lanten spezialfachärztlichen Versorgung erfüllen und dies 
gegenüber dem Erweiterten Landesausschuss anzeigen. 
Die Anzeigeverfahren werden damit von einem neu zu 
gründenden Gremium bearbeitet. 

Neues Gremium konstituiert
Hierfür musste der Landesausschuss der Ärzte und Kran-
kenkassen gemäß der gesetzlichen Vorgabe um Vertreter 
der Krankenhäuser erweitert werden. Wir standen damit 
vor der Herausforderung, uns mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung und den Landesverbänden der Kranken-
kassen und Ersatzkassen zunächst auf die vertraglichen 
Grundlagen und die Besetzung des Gremiums zu eini-
gen. Nachdem die Geschäftsordnung abgestimmt und 
die unparteiischen Vorsitzenden sowie weitere Mitglie-
der gefunden worden waren, konnte sich der Erweiterte 
Landesausschuss am 14. August 2013 konstituieren. 

Erste Umsetzungsschritte erarbeitet
Mit der Konstitution des Erweiterten Landesausschusses 
war der erste Meilenstein auf dem Weg zur Umsetzung 
der neuen Regelung erreicht. Es folgten weitere Umset-
zungsschritte, wobei die nach und nach vom Gemein-
samen Bundesausschuss beschlossenen Regelungen be-
rücksichtigt werden mussten. Entscheidende Vorgaben für 
die Anzeigenprüfung werden durch die Richtlinien des 
Gemeinsamen Bundesausschusses gesetzt. Nachdem 
zunächst im Juli 2013 eine Richtlinie mit allgemeinen 
Regelungen zur ambulanten spezialfachärztlichen Versor-

gung, der so genannte Paragraphenteil, in Kraft getreten 
ist, wurde im Dezember 2013 die erste Richtlinie für ei-
nen Indikationsbereich der ambulanten spezialfachärzt-
lichen Versorgung beschlossen. Die Richtlinie Tuberkulose 
und atypische Mykobakteriose soll im April 2014 in Kraft 
treten. Da ab diesem Zeitpunkt mit Anzeigen durch Lei-
stungserbringer zu rechnen ist, wurde mit inhaltlichen und 
organisatorischen Vorbereitungen für das Anzeigeverfah-
ren begonnen. Das Hauptaugenmerk liegt hierbei auf 
der Auslegung und Umsetzung der vom Gemeinsamen 
Bundesausschuss festgelegten Anforderungen an die 
Struktur- und Prozessqualität. Um die Anforderungen für 
die anzeigenden Leistungserbringer und den Erweiterten 
Landesausschuss handhabbar zu machen, werden diese 
in den Anzeigeformularen und Checklisten umgesetzt. 

Nicht zuletzt wegen der zahlreichen Interpretationsspiel-
räume wird eine intensive Abstimmung zwischen den be-
teiligten Vertretern der Trägerorganisationen notwendig 
sein, damit der Erweiterte Landesausschuss eine einheit-
liche Rechtsauffassung entwickeln kann und handlungs-
fähig wird. Die Versorgungsangebote für die in § 116b 
SGB V genannten seltenen Erkrankungen und Erkran-
kungen mit besonderen Krankheitsverläufen sowie hoch-
spezialisierte Leistungen werden sowohl die Vertragsärzte 
und Krankenhäuser als auch den Erweiterten Landesaus-
schuss in den nächsten Jahren intensiv beschäftigen.



Eine kontinuierliche, tagesaktuelle und transparente Informations-
politik zeichnet die Arbeit der Hamburgischen Krankenhausge-
sellschaft aus. Sie informiert mit fast 500 Rundschreiben im Jahr 
mehr als 1.000 Personen täglich über aktuelle Änderungen im 
Gesundheitswesen, führt Seminare und Veranstaltungen durch 
und berät in themenspezifischen Arbeitsgruppen gemeinsam mit 
den Hamburger Krankenhäusern die Umsetzung landespolitischer 
Anforderungen.

Uwe Lauer, Geschäftsführer der Klinikgruppe Dr. Guth
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Einhergehend mit dem im Jahr 2011 geänderten Infek-
tionsschutzgesetz waren alle Bundesländer aufgefor-
dert, eine Landesverordnung zur Hygiene zu erlassen. 
Die Hamburger Hygieneverordnung (HmbMedHygVO), 
die daraufhin im März 2012 vom Senat beschlossen 
wurde, sieht neben zahlreichen detaillierten Vorgaben 
zum Hygienemanagement, zur Personalausstattung 
und -qualifizierung und zum rationalen Antibiotikaein-
satz einen jährlichen Hygienebericht der Hamburger 
Krankenhäuser sowie der Einrichtungen für ambulantes 
Operieren vor, der veröffentlicht werden soll.

Viele Inhalte der Hamburger Hygieneverordnung waren für 
die Hamburger Krankenhäuser nicht neu, da sie dem Stand 
der wissenschaftlichen Erkenntnisse entsprechen und bereits 
umgesetzt werden. Der Aufforderung, mit einem jährlichen 
Hygienebericht den Stand der Umsetzung sichtbar und 
transparent zu machen, sind die Hamburger Krankenhäu-
ser gerne nachgekommen. Als Einstieg in eine transparente 
Hygieneberichterstattung hatten wir bereits im Januar 2013 
den jährlichen Relaunch des Hamburger Krankenhausspie-
gels genutzt, um die Indikatoren vorzustellen, die einen Be-
zug zur Hygienequalität haben. Grundlage für die Inhalte 
des Berichts bildet der von den Gesundheitsämtern verwen-
dete Erhebungsbogen, den diese für die regelmäßigen Be-
gehungen in den Krankenhäusern verwenden. Die Abstim-
mung über den Erhebungsbogen und die Inhalte des ersten 
Hygieneberichts fand in Zusammenarbeit mit der Behörde 
für Gesundheit und Verbraucherschutz statt.

Der Hygienebericht umfasst folgende Themenbereiche:
➊	Größenordnung und Risikostruktur der Krankenhäuser
➋	Hygienemanagement / Hygienepläne
➌	Hygienefachpersonal
➍	Surveillance nosokomialer Infektionen
➎	Surveillance von Krankheitserregern mit speziellen  

Resistenzen und Multiresistenzen
➏	Art und Umfang des Antibiotikaverbrauchs
➐	Schulung des Personals

Der erste Hygienebericht diente dazu, Erfahrungen mit 
den Erhebungsbögen für 2012 zu sammeln, um die Be-

richterstattung in der Folge in einem jährlichen Turnus ver-
stetigen zu können. Neben der Veröffentlichung für unsere 
Mitgliedskrankenhäuser hatten wir angeboten, die Daten 
weiterer Krankenhäuser, die durch die Hamburger Hygi-
eneverordnung ebenfalls zu einem Hygienebericht ver-
pflichtet sind, kostenpflichtig zu übernehmen. Dieses An-
gebot haben drei private Kliniken in Anspruch genommen. 

Krankenhaushygiene greift auf langjährige  
Erfahrung zurück
Krankenhaushygiene hatte für die Hamburger Krankenhäu-
ser schon immer einen hohen Stellenwert. Der Hygiene-
bericht 2012 zeigt, dass das Hygienemanagement in 
Hamburger Krankenhäusern eine langjährige Tradition 
hat und es Krankenhäuser gibt, die sich bereits seit bis 
zu 20 Jahren intensiv mit der Überwachung nosokomi-
aler Infektionen und dem Antibiotikaverbrauch auseinan-
dersetzen. Dies hat dazu geführt, dass bereits im ersten 
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Jahr der Umsetzung der Hamburger Hygieneverordnung 
die strukturellen Vorgaben in weiten Teilen als erfüllt 
angesehen werden können, wenngleich bei der Um-
setzung der personellen Voraussetzungen noch weitere 
Anstrengungen erforderlich sind. Die Übergangsfrist in 
der HmbMedHygVO gibt den Krankenhäusern bis Ende 
Dezember 2016 Zeit für den Aufbau zusätzlichen und 
die Qualifikation bereits vorhandenen Fachpersonals.

Für die Anforderungen an die Hygiene und die Bemes-
sung des erforderlichen Personals ist die Zuordnung der 
Bettenkapazitäten in die vom Robert-Koch-Institut vorge-
gebenen Risikogruppen erforderlich. Über die Kranken-
häuser insgesamt ergibt sich, dass rund 50 % der Betten 
dem mittleren Risiko zuzuordnen sind, lediglich 10 % der 
höchsten Risikostufe und gut 40 % zur geringsten Risiko-
stufe. In den einzelnen Krankenhäusern kann dies jedoch 
ganz unterschiedlich aufgeteilt sein.

Beim Hygienemanagement zeigt sich, dass alle Kranken-
häuser betriebsorganisatorische Regelungen vereinbart 
und Verfahrensweisen zur Infektionshygiene in Hygiene-
plänen entwickelt haben. In allen Krankenhäusern gibt 
es eine Hygienekommission mit einer eigenen Geschäfts-
ordnung, die mehrheitlich wie vorgeschrieben zwei Mal 
pro Jahr tagt.

Entscheidend für die Umsetzung der Hygienevorgaben 
in den Krankenhäusern ist das ausreichende und ausrei-
chend qualifizierte Personal. Die Hamburger Hygiene-
verordnung hat die von der Kommission Krankenhaus-
hygiene und Infektionsprävention beim Robert Koch-Institut  
(KRINKO) erarbeiteten Vorgaben übernommen. Der Ham-
burger Hygienebericht 2012 zeigt, wie weit die Kranken-
häuser die Vorgaben bislang umsetzen konnten.

Zuständig für die Hygiene im Krankenhaus ist der Ärzt-
liche Direktor, die Umsetzung der Hygienevorschriften 
erfolgt durch unterschiedlich ausgebildete Fachkräfte. 
Von diesen waren in den Hamburger Krankenhäusern 
zum 31. Dezember 2012 folgende Personengruppen 
beschäftigt: 

•	43 Hygienefachkräfte (Krankenpflegekräfte mit einer 
speziellen Weiterbildung), von denen 27 die entspre-
chende Weiterbildung bereits abgeschlossen haben. 
Zur vollständigen Umsetzung der KRINKO-Empfehlung 
wären 57 Vollkräfte erforderlich. 

•	239 als Hygienebeauftragte Ärzte (speziell fortge-
bildete Fachärzte), von denen 228 Fachärzte sind 
und 192 bereits an einer Fortbildung teilgenommen 
haben. 

•	Krankenhaushygieniker (Fachärzte mit spezieller  
Weiterbildung, wie Hygiene und Umweltmedizin oder 
Virologie und Infektionsepidemiologie).

Hygienebeauftragte Pflegekräfte (examinierte Pflegekräf-
te mit mehrjähriger Berufserfahrung) haben fast alle Kran-
kenhäuser bestellt. 



Eine Universitätsklinik ist ein zentraler Faktor für die Strahlkraft einer Gesundheitsregion 
wie Hamburg. Eine Universitätsklinik zieht international renommierte Experten an  
und bildet die Experten von morgen aus. Davon profitiert eine Gesundheitsmetropole. 
Mit ihrem Engagement für eine wettbewerbsorientierte Krankenhausfinanzierung,  
die auch die Kosten der Hochleistungsmedizin immer wieder in die Diskussion  
einbringt, schafft die Hamburgische Krankenhausgesellschaft gute Rahmenbedin-
gungen für das Zusammenwirken von medizinischer Exzellenz in Versorgung und 
Wissenschaft.

Rainer Schoppik, Kaufmännischer Direktor des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf
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Die klinisch-mikrobiologische und klinisch–pharmakolo-
gische Beratung erfolgt ebenfalls an fast allen Kranken-
häusern.

Zur Schulung des Personals in den Krankenhäusern wer-
den in den Hygienekommissionen Fortbildungspläne fest-
gelegt, mit denen sichergestellt ist, dass das Hygieneper-
sonal mindestens im Abstand von zwei Jahren an einer 
Fortbildungsveranstaltung teilnimmt. Auch die Fortbildung 
des sonstigen Personals ist gewährleistet.

Zur Finanzierung des Mehraufwandes für das entspre-
chende Fachpersonal hat die Bundesregierung im Juni 
2013 mit dem Gesetz zur Beseitigung sozialer Überfor-
derung bei Beitragsschulden in der Krankenversicherung 
ein Hilfspaket für die Krankenhäuser verabschiedet. Die-
ses finanziert jedoch nur einen Teil des Mehraufwandes, 
zudem ist das erforderliche Fachpersonal derzeit nicht 
auf dem Arbeitsmarkt verfügbar. Vorhandenes Personal 
wird zurzeit mit Hochdruck nachgeschult. 

Die Überwachung und Auswertung von nosokomialen 
Infektionen und von Krankheitserregern mit speziellen Re-
sistenzen und Multiresistenzen gehört in allen Hamburger 
Krankenhäusern zum täglichen Handwerk, oftmals unter 
Einbeziehung der Hygienekommission. Einzelne Kran-
kenhäuser weisen darin sogar eine Tradition von bis zu 
20 Jahren auf. Die Hamburger Krankenhäuser erfüllen 
damit auch hier die gesetzlichen Vorgaben.

Mit dem risikobasierten Aufnahmescreening auf Methi-
cillinresistenten Staphylokokkus aureus (MRSA), welches 
von fast allen Hamburger Krankenhäusern routinemäßig 
durchgeführt wird, überwachen die Hamburger Kranken-
häuser die von außen hereingetragenen Problemkeime. 
Das Hygienemanagement bei Erregernachweis ist in den 
Krankenhäusern schriftlich festgelegt und das Personal 
entsprechend geschult.

Zwischenzeitlich haben sich alle Hamburger Kranken-
häuser dem sektorenübergreifenden MRE-Netzwerk 
angeschlossen, welches 2011 auf Initiative des Ge-

sundheitsamts Nord aufgebaut wurde. Alle an der Ver-
sorgung von Patienten beteiligten Organisationen und 
Einrichtungen sollen sukzessive einbezogen werden und 
daran arbeiten, sektorenübergreifend Standards zu ent-
wickeln, durch die die Belastung mit resistenten Erregern 
und deren Verbreitung zwischen den Einrichtungen redu-
ziert wird. 

Hygiene und Hygienemanagement sollen auch dazu 
beitragen, die Entwicklung neuer Antibiotikaresistenzen 
zu vermindern. Mit diesem Ziel erfassen alle Hamburger 
Krankenhäuser ihre Antibiotikaverbräuche und werten 
diese aus. Die Mehrzahl der Krankenhäuser hat darüber 
hinaus Antibiotikatherapieleitlinien entwickelt, die einen 
Antibiotikaeinsatz auf dem bestverfügbaren wissenschaft-
lichen Stand sicherstellen sollen.

Anfang Februar 2014 haben wir den Gemeinsamen Hy-
gienebericht der Hamburger Krankenhäuser 2012 ver-
öffentlicht. Er ist auf der Internetseite der Hamburgischen 
Krankenhausgesellschaft unter www.hkgev.de/hygiene 
eingestellt. Eine jährlich aktualisierte Berichterstattung ist 
vorgesehen.

Pilotprojekt MRGN-Screening
In 2013 haben wir uns gemeinsam mit der Kassenärzt-
lichen Vereinigung gegenüber der Behörde für Gesund-
heit und Verbraucherschutz und den Krankenkassen für 
ein Pilotprojekt eingesetzt. Es beinhaltet, bei – gemäß 
der Empfehlung der Kommission für Krankenhaushygie-
ne und Infektionsprävention (KRINKO) des Robert-Koch-
Instituts – definierten Risikogruppen sieben bis 14 Tage 
vor der stationären Aufnahme ein Screening auf multi-
resistente gramnegative Erreger (MRGN) durchzuführen. 
Ein solches Screening kann für betroffene Patientinnen 
und Patienten das Risiko minimieren, an einer Kompli-
kation mit dem resistenten Erreger zu erkranken. Bei  
einer Erkrankung kann sofort die Therapie mit noch  
wirksamen Antibiotika eingeleitet und die Ausbreitung auf   
Dritte besser verhindert werden. Das Pilotprojekt stellt 
einen wichtigen Baustein in einer regionalen Hygiene- 
offensive dar. 
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22. Januar 2013
Gesundheitszentrum „Spectrum am UKE“ öffnet  
im Herbst 2014

Beim Richtfest des 11.000 m² großen, sechsgeschossigen Komplexes 
(v. l.): Prof. Dr. Dr. Uwe Koch-Gromus, Dekan und UKE-Vorstand; Investor 
Klaus-Jürgen Sontowski; Dr. Dorothee Stapelfeldt, Wissenschaftssenatorin 
der Freien und Hansestadt Hamburg; Jörg Schröder, Baufirma Züblin.

19. April 2013
Richtfest für den Neubau der Asklepios Klinik Harburg

Herzstück des neuen sechsstöckigen Gebäudekomplexes wird die 
Zentrale Notaufnahme (ZNA) mit modernster Schockraumversorgung. 
V. l.: Marco Walker, Geschäftsführender Direktor der Asklepios Klinik 
Harburg; Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks, Behörde für Gesundheit 
und Verbraucherschutz; und Dr. Christoph Mahnke, Geschäftsführer 
Asklepios Kliniken Hamburg.

8. April 2013
100-jähriges Jubiläum des Krankenhauses Jerusalem

Mit einem feierlichen Senatsempfang im Kaisersaal des Rathauses 
wurde das 100-jährige Jubiläum des Krankenhauses Jerusalem 
begangen.

23. Januar 2013
Eröffnung des Obergeschosses des Lufthafens  
im Altonaer Kinderkrankenhaus

Mit der Erweiterung des Lufthafens haben die Eltern der langzeit-
beatmeten Kinder die langersehnte Möglichkeit, in der Nähe ihrer 
Kinder zu übernachten.

14. April 2013
Der sanierte Altbau der HELIOS ENDO-Klinik Hamburg

Der sanierte Altbau der HELIOS ENDO-Klinik Hamburg mit der 
HELIOS-Privatklinik und dem ENDO Reha Zentrum wird nach einer 
umfangreichen Sanierung eröffnet.
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Die Hamburger Krankenhäuser legen Grundsteine, 
bauen um, bauen aus und weihen neue Häuser sowie 
neue Stationen ein. Sie entwickeln neue Angebote und 
begehen festliche Jubiläen – für eine immer bessere Ver-
sorgung der Patientinnen und Patienten aus Hamburg 
und aus dem Hamburger Umland und für eine Stärkung 
der Gesundheitsmetropole Hamburg.
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26. April 2013
Grundsteinlegung Erweiterungsbau Ev. Amalie  
Sieveking-Krankenhaus

V. l.: Cord Meyer, Hauptgeschäftsführer Albertinen-Diakoniewerk e. V.; 
Hans-Peter Beuthien, Geschäftsführer Ev. Amalie Sieveking-Kranken-
haus; Hildegard Esser, Leiterin der Abteilung Gesundheit, Behörde 
für Gesundheit und Verbraucherschutz; Prof. Dr. Fokko ter Haseborg, 
Vorstandsvorsitzender Albertinen-Diakoniewerk e. V.; Pastor Dr. Stefan 
Stiegler, Vorstand Albertinen-Diakoniewerk e. V..

22. Mai 2013
Eröffnung Haus C der Asklepios Klinik St. Georg  
nach Komplettsanierung 

Hamburgs traditionsreichstes Krankenhaus, die Asklepios Klinik  
St. Georg, hat das große Bettenhaus C in zweijähriger Bauzeit mit 
einem Aufwand von knapp 28 Millionen Euro neu gestaltet und 
umfassend modernisiert. Die Modernisierung bedeutet für die Patien-
ten vor allem mehr Komfort: Ein- und Zweibett-Zimmer mit jeweils 
integriertem Bad sind Standard.

24. Mai 2013 
Neue Dialyse-Abteilung des Krankenhauses Reinbek in 
Kooperation mit dem Nephrologischen Zentrum Reinbek 

V. r.: Lothar Obst, Kaufmännischer Direktor, und Prof. Dr. Stefan Jäckle, 
Ärztlicher Direktor des St. Adolf-Stiftes sowie die vier niedergelas-
senen Ärzte des Nephrologischen Zentrums Reinbek: Privatdozent 
Dr. Markus Meier, Gotthard Feyerabend, Dr. Peter Färber und  
Dr. Marko Staben vor einem hochmodernen Apherese-Gerät in der 
neuen Dialyse-Abteilung.

2. Mai 2013 
Asklepios Klinik Nord – Heidberg erweitert  
interdisziplinäre internistische Intensivstation

Um die stetig wachsende Zahl kritisch kranker Menschen auch zu-
künftig bestmöglich versorgen zu können, wurde die konservative 
internistische Intensivstation H21 erweitert. V. l.: Stationsleiterin 
Andrea Draack; Joachim Gemmel, Geschäftsführender Direktor 
Asklepios Klinik Nord; Elke Huster-Nowack, Behörde für Gesundheit 
und Verbraucherschutz; Dr. Ralph-Uwe Mletzko, Chefarzt der Inneren 
Medizin II, und Architekt Jan Homfeldt.



Jahresbericht 2013

Hamburgische Krankenhausgesellschaft

40

5. Juni 2013 
Eröffnung des Neubaus des Ev. Krankenhauses Alsterdorf

Großzügig und hell – die Eingangshalle des Neubaus. Mit der 
Erweiterung der Plätze bietet das EKA nun die bundesweit größte 
Intensiv-Monitoring-Station für Epilepsiepatienten.

13. Juni 2013 
Festakt zur Eröffnung des Neuen Bettenhauses  
am Bundeswehrkrankenhaus Hamburg

Durchtrennen das „rote Band“ (v. l.): Klaus Schablitzki, Leiter Bundes-
bauabteilung Hamburg; Olaf Möbius, Leiter Bundeswehrdienst-
leistungszentrum Hamburg; Michael Neumann, Innensenator von 
Hamburg; Thomas Jansen, Architekt, Generalplaner; Generalarzt  
Dr. Joachim Hoitz, Chefarzt Bundeswehrkrankenhaus Hamburg.

2. August 2013
Baubeginn Gesundheitszentrum Hohe Weide

Mit einer Fläche von über 10.000 m² entsteht in unmittelbarer Nähe 
zum AGAPLESION DIAKONIEKLINIKUM HAMBURG ein fünfgeschos-
siges Gebäude für kliniknahe ambulante Praxen und eine Kindertages-
stätte. Der erste Bauabschnitt soll zum Jahresende 2014 abgeschlos-
sen werden. Die Tiefgarage wird auf knapp 300 Stellplätze erweitert.

9. Juni 2013 
Tag der offenen Tür zum 100-jährigen Bestehen  
der Asklepios Klinik Barmbek 

2013 feierte das Krankenhaus Barmbek sein 100-jähriges Bestehen 
mit einem umfangreichen Programm. Auch ein gut besuchter Tag  
der offenen Tür mit diversen Aktionen und historischen Ausstellungs-
stücken gehörte dazu. Als drittes Hamburger Großkrankenhaus im  
November 1913 eröffnet, ist die Barmbeker Klinik mit Bezug des 
Neubaus 2005 in der Welt moderner Hochleistungskrankenhäuser 
angekommen.

1. Oktober 2013
Neue Abteilung für Kinderorthopädie

Durch Einrichtung der Abteilung für Kinderorthopädie unter Leitung 
des neuen Chefarztes Dr. Sebastian Senst förderte die Schön Klinik 
Hamburg Eilbek die langjährige Zusammenarbeit mit dem Katho-
lischen Kinderkrankenhaus Wilhelmsstift. Kleinen Patienten kann so 
eine optimale orthopädische Behandlung angeboten werden.
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1. Oktober 2013
Grundsteinlegung für den Neubau von zwei Stationen 
im Heinrich Sengelmann Krankenhaus

V. l.: Die drei Geschäftsführer Prof. Dr. Matthias R. Lemke, Andrea 
Nielsen und Thomas Liehr legen den Grundstein für den Neubau.  
Alle neuen Ein- bis Zweibett-Zimmer haben einen eigenen Sanitärbe-
reich. Auf jeder Etage sind ein Entspannungsbad sowie großzügige 
Therapie-, Aufenthalts- und Speiseräume geplant.

9. Oktober 2013
Symposium 10-jähriges Bestehen Zentrum für Psychiatrie 
und Psychotherapie im Albertinen-Krankenhaus

V. l. Ralf Zastrau, Geschäftsführer im Albertinen-Krankenhaus/
Albertinen-Haus; Hildegard Esser, Leiterin der Abteilung Gesundheit, 
Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz; Dr. Matthias Gruhl, 
Amtsleiter Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz; Irmgard 
Trautvetter, Orgnisatorisch-pflegerische Zentrumsleitung; Prof. Dr.  
Hinnerk Becker, Chefarzt des Zentrums für Psychiatrie und Psycho-
therapie;  Prof. Dr. Stefan Priebe, Queen Mary University of London.

16. Oktober 2013
Albertinen-Haus: Abschlusskonferenz  
„Gesundheit im Alter“ mit Senatsempfang 

Auf Einladung des LUCAS-Forschungsverbundes, koordiniert vom 
Albertinen-Haus, fand vom 16. bis 18. Oktober 2013 die Abschluss-
konferenz der bundesweiten Forschung „Gesundheit im Alter“ mit 
einem Senatsempfang statt. Insgesamt waren an dem Projekt sechs 
Forschungsverbünde beteiligt.
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16. Oktober 2013 
Eröffnung der modernisierten und erweiterten  
Intensivstation der Asklepios Klinik Wandsbek

Der Intensivmedizin-Bereich wurde grundlegend modernisiert und  
erweitert. Seither stehen in der Asklepios Klinik auf fast 800 m² 
Fläche insgesamt 28 Plätze für Intensivpatienten zur Verfügung.  
Das sind acht mehr als bisher und entspricht einem Kapazitäts-
zuwachs von fast einem Drittel.



Jahresbericht 2013

Hamburgische Krankenhausgesellschaft

42

1. November 2013  
Eröffnung der hauseigenen Berufsfachschule für Gesund-
heits- und Krankenpflege am Berufsgenossenschaftlichen 
Unfallkrankenhaus Hamburg 

Schulleiterin Anne Dehen (rechts) und Christoph Eylmann (links),  
Leitung der Personalentwicklung, freuen sich mit drei der insgesamt  
42 Schüler über die Eröffnung der neuen Berufsfachschule am Berufs-
genossenschaftlichen Unfallkrankenhaus Hamburg.

1. November 2013
Eröffnung des neuen erweiterten Perinatalzentrums der 
Asklepios Klinik Altona

Nach gut zwei Jahren Bauzeit und einer Gesamtinvestition von neun 
Millionen Euro verfügt die Klinik damit über das flächenmäßig größte 
und zugleich modernste Perinatalzentrum in Deutschland. Jährlich  
werden dort mehr als 5.000 Fälle ambulant und stationär betreut, 
davon ein Viertel Risikoschwangerschaften.

25. Oktober 2013 
Richtfest Klinikneubau Geriatrie im Bethesda  
Krankenhaus Bergedorf 

Der Neubau wird die altersmedizinische Versorgung in Bergedorf 
durch ein wohnortnahes Behandlungsangebot verbessern. V. l.: 
Polier Mathias Koßmar; Arne Dornquast, Bezirksamtsleiter; Marc 
Ewers, Architekt;  Dr. Gerhard Hermes, Chefarzt Geriatrie; Margret 
von Borstel, Geschäftsführerin; Prof. Eberhard Meincke, Aufsichtsrats-
vorsitzender.

28. November 2013 
Richtfest für den Klinikneubau der HELIOS  
Mariahilf Klinik Hamburg

V. l.: Der Ärztliche Direktor Dr. Joachim Pelz, die Klinikgeschäftsführerin 
Ulrike Kömpe und Bezirksamtsleiter Harburg Thomas Völsch schlagen 
symbolisch den letzten Nagel ein. Bis Mitte 2015 entsteht an der 
HELIOS Mariahilf Klinik Hamburg ein kompletter, hochmoderner  
Klinikneubau.
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Mit dem gemeinsamen Hygienebericht der Hamburger 
Krankenhäuser 2012 ist es der Hamburgischen Kranken-
hausgesellschaft gelungen, einen schwierigen Auftrag 
ergebnisorientiert und sachlich umzusetzen. Die Hamburger 
Krankenhäuser stehen für eine gute Hygiene. Der Hygiene-
bericht liefert interessierten Lesern die dahinter liegenden 
Fakten.

Maria Theis, Stv. Geschäftsführerin des  
AGAPLESON DIAKONIEKLINIKUMs HAMBURG



Der Verband
Die Mitgliedskrankenhäuser und ihre Spitzenverbände

Jahresbericht 2013

Hamburgische Krankenhausgesellschaft

44

1 	AGAPLESION DIAKONIEKLINIKUM HAMBURG 
www.d-k-h.de 

2 	Albertinen-Krankenhaus mit Albertinen-Haus 
www.albertinen.de 

3 	Altonaer Kinderkrankenhaus 
www.kinderkrankenhaus.net

4 	Asklepios Klinik Altona 
www.asklepios.com/altona

5 	Asklepios Klinik Barmbek 
www.asklepios.com/barmbek

6 	Asklepios Klinik Eimsbüttel 
www.asklepios.com/cardioclinic

7 	Asklepios Klinik Harburg 
www.asklepios.com/harburg

8 	Asklepios Klinik Nord 
www.asklepios.com/klinikumnord

9 	Asklepios Klinik St. Georg 
www.asklepios.com/sanktgeorg

10 	Asklepios Klinik Wandsbek 
www.asklepios.com/wandsbek

11 	Asklepios Westklinikum Hamburg 
www.asklepios.com/HamburgRissen

12 	Berufsgenossenschaftliches Unfallkrankenhaus Hamburg  
www.buk-hamburg.de

13 	Bethesda Krankenhaus Bergedorf  
www.klinik-bergedorf.de

14 	Bundeswehrkrankenhaus Hamburg 
www.bundeswehrkrankenhaus-hamburg.de

15 	Ev. Amalie Sieveking-Krankenhaus  
www.amalie.de

16 	Ev. Krankenhaus Alsterdorf 
www.evangelisches-krankenhaus-alsterdorf.de

17 	Facharztklinik Hamburg  
www.facharztklinik-hamburg.de

18 	Heinrich Sengelmann Krankenhaus 
www.heinrich-sengelmann-krankenhaus.de

19 	HELIOS ENDO-Klinik Hamburg  
www.helios-kliniken.de/klinik/hamburg-endo-klinik

20 	HELIOS Mariahilf Klinik Hamburg 
www.helios-kliniken.de/hamburg

21 	 Israelitisches Krankenhaus in Hamburg  
www.ik-h.de

22 	 Janssen-Haus Psychiatrische Tagesklinik  
Hamburg-Mitte  
www.tagesklinik-hh-mitte.de

23 	Kath. Kinderkrankenhaus Wilhelmstift 
www.kkh-wilhelmstift.de

24 	Kath. Marienkrankenhaus 
www.marienkrankenhaus.org

25 	Klinik Dr. Guth 
www.drguth.de/klinik-dr-guth

26 	Klinik Fleetinsel Hamburg 
www.klinik-fleetinsel.de

27 	Krankenhaus Jerusalem 
www.kh-jerusalem.de

28 	Krankenhaus Reinbek St. Adolf-Stift 
www.kh-reinbek.de

29 	Krankenhaus Tabea 
www.tabea-fachklinik.de

30 	LungenClinic Grosshansdorf  
www.lungenclinic.de

31 	Praxis-Klinik Bergedorf 
www.praxis-klinik-bergedorf.de

32 	Praxisklinik Mümmelmannsberg 
www.drguth.de/praxisklinik

33 	Schön Klinik Hamburg Eilbek 
www.schoen-kliniken.de/ptp/kkh/eil

34 	Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf 
www.uke.de

35 	Wilhelmsburger Krankenhaus Groß-Sand 
www.krankenhaus-gross-sand.de
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Die HKG und ihre Spitzenverbände
Asklepios Kliniken Hamburg GmbH | www.asklepios.com/hamburg
Caritas für Hamburg e.V. | www.caritas-hamburg.de
Diakonisches Werk Hamburg | www.diakonie-hamburg.de
Die Freien – Verband freigemeinnütziger Krankenhäuser in Hamburg e.V. | www.die-freien-hh.de
Der Paritätische Wohlfahrtsverband | www.paritaet-hamburg.de
Verband Deutscher Privatkliniken – Landesverband Hamburg | www.vpkhh.de
Wehrbereichsverwaltung Nord | www.wbvnord.de
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1. Vorsitzender	 2. Vorsitzender
Dr. Christoph Mahnke 	 Prof. Dr. Fokko ter Haseborg

Mitglieder	 Vertreter

Für die Asklepios Kliniken Hamburg GmbH:
Dr. Klaus E. Schmolling	 Dr. Christian Höftberger  
Marco Walker	 Torge Koop 
Dr. Christoph Mahnke 	 Dr. Thomas Wolfram 
Joachim Gemmel	 Dr. Sebastian Wirtz

Für das UKE:
Dr. Mathis Terrahe 	 N. N. 

Für den Verband freigemeinnütziger  
Krankenhäuser in Hamburg e.  V.:
Werner Koch	 Marcus Jahn
Dr. Gabriele Garz 	 Markus Balters
Prof. Dr. Fokko ter Haseborg	 Christian Ernst
Jörn Wessel	 Margret von Borstel

Für den Verband Deutscher Privatkliniken –  
Landesverband Hamburg:
Uwe Lauer 	 Dr. Ulrich Knopp

Vorstand i.  S.  d. § 26 BGB (Engerer Vorstand)
Dr. Christoph Mahnke 
Prof. Dr. Fokko ter Haseborg
Dr. Mathis Terrahe

 
Stand Mai 2014
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Vorstand 	 Dr. Christoph Mahnke
	 Dr. Claudia Brase
	 Prof. Dr. Fokko ter Haseborg

Fachausschuss für Personalwesen und Krankenhausorganisation	 Angelika Bredehorst-Witkowski

Fachausschuss für Krankenhausfinanzierung	 Horst Judaschke

Fachausschuss für Daten-Information und -Kommunikation	 Karin Metzner 

Fachausschuss Recht und Verträge	 Maybritt C. Havixbeck 

Fachausschuss Medizin	 Dr. Claudia Brase 

Kommission Europa und internationales Krankenhauswesen	 Maybritt C. Havixbeck
 
Kommission Leistungsentgelte	 Horst Judaschke
 
Kommission Hygiene	 Angelika Bredehorst-Witkowski 
	 Dr. Susanne Huggett

Kommission Krankenhaus-Psychiatrie	 Peter Heimscheid 
	 Dr. Karsten Schwalbe 

Satzungskommission	 Dr. Claudia Brase 

Kommission Qualitätssicherung	 Ralf Hohnhold 

Arbeitsgruppe Organspende	 Maybritt C. Havixbeck

Arbeitsgruppe Presse- und Öffentlichkeitsarbeit	 Ulrike Jaenicke

Arbeitsgruppe Krankenhausplanung und Investitionstätigkeit 	 Angelika Bredehorst-Witkowski

Arbeitsgruppe Arzneimittel	 Angelika Bredehorst-Witkowski

Arbeitsgruppe Entlassungsmanagement 	 Maybritt C. Havixbeck

Arbeitsgruppe MDK	 Maybritt C. Havixbeck

 
Stand April 2014
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Vorsitzende

Dr. Claudia Brase HKG

Mitglieder

Dr. Claudia Brase HKG

Dr. Stefan Neumann HKG

(UKE)

Dr. Eberhard Thombansen HKG 

(Kath. Marienkrankenhaus)

Beate Smarsly HKG  

(Asklepios Klinik Nord)

Marco Tergau HKG  

(MEDILYS)

Kathrin Herbst vdek 

Matthias Mohrmann AOK

Claudia W. Osten IKK classic

Dr. Ralf Krämer BKK

Dr. Jörg Schneidereit MDK

Dr. Holger Bebensee PKV

Dr. Frank Ulrich Montgomery

Ärztekammer Hamburg

Ständige Gäste

Dieter Mahel LAG und  

Sozialverband Deutschland SoVD

Kerstin Hagemann

Patienten-Initiative e.V.

 
Stand April 2014

2. Stellvertreter

Horst Judaschke HKG

Prof. Dr. Manfred Dreyer HKG 

(Asklepios Westklinikum Hamburg)

Prof. Dr. Rudolf Friedrich Töpper HKG 

(Asklepios Klinik Harburg)

Hans-Jürgen Thomsen HKG 

(UKE)

Dr. Sebastian Wirtz HKG 

(Asklepios Klinik Barmbek)

Anne Busemeyer AOK

Sven Trabe IKK classic

Christiane Krackow BKK

Barbara Schmitz PKV

Dr. Klaus Beelmann

Ärztekammer Hamburg  

Stv. Vorsitzende

Kathrin Herbst vdek

1. Stellvertreter

Dr. Ulf Debacher HKG  

(Asklepios Kliniken Hamburg)

Prof. Dr. Gerhard Gebauer HKG 

(Kath. Marienkrankenhaus)

Prof. Dr. Wolfgang Schwenk HKG 

(Asklepios Klinik Altona)

Tamara Leske HKG 

(Kath. Marienkrankenhaus)

Dr. Gerian Grönefeld HKG

(Asklepios Klinik Barmbek)

Thomas Schulte vdek

Markus Feger AOK

Bernd Krause IKK classic

Matthias Ritter BKK

Dr. Andreas Krokotsch MDK

Prof. Dr. Jürgen Fritze PKV

Dr. Annemarie Jungbluth

Ärztekammer Hamburg

Sonja Chevalier  

Patienten-Initiative e.V.

Christoph Kranich

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.
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Vorsitzende	S tv. Vorsitzender

Prof. Dr. Dagmar Felix	 Prof. Dr. Wolfgang Schütte

Mitglieder	S tellvertreter
Dr. Claudia Brase HKG	 Horst Judaschke HKG
	 Maybritt C. Havixbeck HKG
	
Matthias Waldmann HKG (UKE)	 Dr. Phillip Mannweiler HKG (UKE)
	 Dr. Martin Holder HKG (UKE)
	
Nicole Heckert HKG (Asklepios Kliniken Hamburg)	 Jan Glöer HKG (Asklepios Klinik Barmbek)
	 Dr. Roland Dankwardt HKG (Asklepios Kliniken)
	
Werner Koch HKG (Kath. Marienkrankenhaus)	 Christoph Schmitz HKG (Kath. Marienkrankenhaus)
	 Cord Meyer HKG (Albertinen-Diakoniewerk)
	
Sabine Lessing HKG (Schön Klinik Verwaltung)	 Michaela Müller HKG (Klinik Dr. Guth)
	 Dr. Ulrich Knopp HKG (Schön Klinik Hamburg Eilbek)
	
Günther Wältermann AOK	 Holger Isecke AOK
	 Manfred Seiffert AOK
	
Dr. Ralf Krämer BKK	 Jürn Reichenberg BKK
	 Jan Gronewold BKK
	
Claudia W. Osten IKK	 Bernd Krause IKK
	 Sven Trabe IKK
	
André Kohl vdek	 Wolfgang Kirmse Barmer GEK
	 Thomas Noll TK
	
Barbara Schmitz PKV	 Isabell Machill PKV
	 Prof. Dr. Lothar Feige PKV
	
Geschäftsstelle	 HKG

 
Stand April 2014
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Vorsitzende 

Hildegard Esser BGV

Mitglieder 

Ute Banse BGV

Dr. Claudia Brase HKG

Dr. Christoph Mahnke HKG  

(Asklepios Kliniken Hamburg) 

Prof. Dr. Fokko ter Haseborg HKG 

(Albertinen-Diakoniewerk)

Dr. Mathis Terrahe HKG 

(UKE)

Dr. Ulrich Knopp HKG 

(Schön Klinik Hamburg Eilbek)

André Kohl vdek

Dr. Ralf Krämer BKK

Matthias Mohrmann AOK

Petra Hese IKK classic

Barbara Schmitz PKV

Geschäftsführung	

Steffen Ries BGV 

Stand April 2014

 

 

Ersatzmitglieder 

Sabine Lindenberg BGV

Horst Judaschke HKG

 

Jörn Wessel HKG  

(Agaplesion DIAKONIEKLINIKUM)

 

Uwe Lauer HKG 

(Klinikgruppe Dr. Guth)

Susanne Riebow vdek

Jürn Reichenberg BKK

Katja Thiel AOK

Isabel Machill PKV

Stv. Vorsitzende 

Elke Huster-Nowack BGV

Ersatzmitglieder 

Dagmar Jensen BGV

Angelika Bredehorst-Witkowski HKG

Torge Koop HKG  

(Asklepios Kliniken Hamburg)

Werner Koch HKG  

(Kath. Marienkrankenhaus)

Christiane Dienhold HKG  

(Altonaer Kinderkrankenhaus)

Sabine Lessing HKG  

(Schön Klinik Verwaltung)

Christine Goewe vdek

Gabriel Zahn BKK

Holger Isecke AOK

Bernd Krause IKK classic

Claudia Reuter PKV
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Vorsitzende 

Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks

Mitglieder	 Vertreter

AOK Rheinland / Hamburg	 Günter Wältermann

BKK-LV Nordwest	 Dr. Dirk Janssen

IKK classic	 Claudia W. Osten

vdek Landesvertretung Hamburg	 Kathrin Herbst

DAK-Gesundheit (vdek)	 Egbert Schuhr

TK-Landesvertretung Hamburg (vdek)	 Maren Puttfarcken

Hamburgische Krankenhausgesellschaft e. V.	 Dr. Christoph Mahnke

Hamburgische Krankenhausgesellschaft e. V.	 Dr. Claudia Brase

Kassenärztliche Vereinigung Hamburg	 Dieter Bollmann

Kassenärztliche Vereinigung Hamburg	 Walter Plassmann

Ärztekammer Hamburg	 Prof. Dr. med. Frank Ulrich Montgomery

Psychotherapeutenkammer Hamburg	 Prof. Dr. Rainer Richter

Patienten-Initiative Hamburg e. V.	 Kerstin Hagemann

LAG für behinderte Menschen e. V.	 Klaus Becker

Verbraucherzentrale Hamburg e. V.	 Christoph Kranich

Bezirksamt Hamburg-Mitte	 Dr. Liane Melzer

Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz	 Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks

Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz	 Dr. Matthias Gruhl

Kassenzahnärztliche Vereinigung Hamburg	 Dr. Eric Banthien

Zahnärztekammer Hamburg	 Prof. Dr. Wolfgang Spreckels

Geschäftsführung	  

René Andre Gratzki

 
Stand April 2014
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Geschäftsführerin
Dr. Claudia Brase 

040 / 25 17 36-11 
brase@hkgev.de 

Stv. Geschäftsführer,  
Krankenhausentgelte  
und Statistik
Horst Judaschke 

040 /25 17 36-23 
judaschke@hkgev.de 

Rechts- und  
Vertragsangelegenheiten
Maybritt C. Havixbeck

040 /25 17 36-26 
havixbeck@hkgev.de 

Presse- und  
Öffentlichkeitsarbeit
Ulrike Jaenicke 

040 /25 17 36-29 
presse@hkgev.de 

Rechnungs- und  
Personalwesen
Jana Altmann 

040 /25 17 36-13 
altmann@hkgev.de 

EDV
Karin Metzner 

040 /25 17 36-14 
metzner@hkgev.de 

Assistenz der Geschäftsführung 
HKG Health Services
Janna Lena Bäßgen

040 /25 17 36-11 
healthservices@hkgev.de

Krankenhausplanung und  
Investitionsfinanzierung
Angelika Bredehorst-Witkowski

040 /25 17 36-20 
bredehorst-witkowski@hkgev.de 
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